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Am 31. August  2016 ist Gabriel 
Andres in Straßburg verstorben. Er 
war viele Jahre regelmäßiger Mitar-
beiter des „Westens“, in fast jeder 
Ausgabe gab es von ihm verfaßte 
Artikel über zeitgenössische 
politische Entwicklungen, die er 
im Elsaß beobachtete, zu lesen. 
Noch in der Ausgabe 1/2  2016 
waren zwei aus seiner Feder 
stammende Artikel abgedruckt. 
Gabriel Andres wurde am 25. Februar 
1925 in Erstein geboren. Als Gabriel 
fünf Jahre alt war, wurde sein Vater 
als Lehrer nach Straßburg versetzt. 
Früh regte sich sein Berufswunsch, 
Geiger zu werden. 1942 legte er das 
Abitur ab. Nach der Ableistung des 
Reichsarbeitsdienstes wurde er in die 
Wehrmacht eingezogen und war an 
verschiedenen Orten eingesetzt. 1944 
nutzte er einen Aufenthalt in Vorarl-
berg, um mit Hilfe von Widerständlern 
über Liechtenstein und die Schweiz 
ins Elsaß zu gelangen.
1945 begann er ein Jurastudium, 
doch war die Anziehungskraft der 
Musik stärker. 1950 wurde er Gei-
ger im städtischen Orchester von 
Straßburg, das später in Philhar-
monisches Orchester (Orchestre 
philharmonique), dann in Nationa-
les Orchester (Orchestre National) 
umbenannt worden ist. 1983 ging er 
in den Ruhestand, doch blieb er der 

Musik als Musikkritiker für den „Ami 
du Peuple“ (jetzt „L‘ ami hebdo“) ver-
bunden. Über das Philharmonische 
Orchester von Straßburg hat er auch 
ein Buch veröffentlicht.
Mit der Gründung der „Elsässischen 
Volksunion“ (EVU) betrat er 1988 
den Bereich der Politik. Bis 2007 
war er Mitglied ihres Leitungskomi-
tees. Von 1989 an wirkte er in der 
Redaktion des autonomistischen 
Monatsblattes „Rot un Wiss“ mit; 
erster Redakteur war er bis 1997. 
Viele seiner Artikel sind in „Rot 
un Wiss“ veröffentlicht worden. 

Wegen eines in der Zeitschrift 
erschienen Berichts über das Lager 
Struthof, der übrigens nicht von ihm 
verfaßt war, wurde 1996 gegen ihn als 
Verantwortlichen Anklage erhoben, 
doch wurde er in zweiter Instanz frei-
gesprochen. Bei den Regionalwah-
len im Jahre 1992 führte er die Liste 
„Autonomie alsacienne“ an.
Aus seiner 1949 mit seiner Frau 
Blanche geschlossenen Ehe gingen 
fünf Kinder hervor.
Durch die folgenden Bücher hat 
Gabriel Andres unser Wissen übers 
Elsaß und über seine Geschichte 
bereichert:
- Joseph Rossé. Itinéraire d‘un 
Alsacien ou le droit à la différence, 
Colmar (Jérôme Do Bentzinger)  
2003, 203 Seiten
- L’orchestre philharmonique de 
Strasbourg, Colmar (Jérôme Do 
Bentzinger) 2004, 140 Seiten
- La débande de l‘État centra-
lisateur, Colmar (Jérôme Do 
Bentzinger) 2006, 142 Seiten
- Histoire de l‘Épuration en 
Alsace-Lorraine, Colmar (Jérôme Do 
Bentzinger) 2006, 173 Seiten.
Den Lesern des „Westens“ wird er 
vor allem als Verfasser zahlreicher 
Artikel, die in der Zeitschrift erschie-
nen sind, in Erinnerung bleiben. 
Sie werden ihm eine dankbare und 
ehrenvolle Erinnerung bewahren. 

Gabriel Andres † (Foto: Archiv)

Familie in elsässischer Tracht (historische Fotografie)

Nachruf auf Gabriel Andres
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Bitte unbedingt beachten!

Die Mitglieder der „Gesellschaft der Freunde und Förderer der Erwin von Steinbach-Stiftung“ werden gebeten, in den 
ersten zwei Monaten des Jahres 2017 den Jahresbeitrag für 2017 in Höhe von 20 EUR auf das Konto der „Gesellschaft“ 

bei der Sparkasse Mittelthüringen (IBAN DE84 8205 1000 0163 0748 28; BIC: HELADEF1WEM) zu überweisen. 
Einige sind noch für 2016 säumig. Diese möchten die Zahlung bitte nachholen!

Wer für im Jahre 2016 getätigte geldliche Zuwendungen eine Bestätigung benötigt und eine solche noch nicht erhalten hat, 
möge sich bitte an die Geschäftsstelle (siehe Impressum) wenden, am besten auf elektronischem Wege: rudolfbenl@online.de

Die kulturelle Gleichschaltung des Elsaß durch die 
französische Gebietsreform – 

eine historisch gewachsene europäische Region im 
verzweifelten Ringen um ihre Selbstbestimmung

Von Andrée Munchenbach

Um zu verstehen, was sich im Elsaß 
derzeit abspielt, muß man in die Ge-
schichte zurückblicken. Denn was 
im Zusammenhang mit der 2015 auf 
Veranlassung des Präsidenten der 
Republik und der Regierung von der 
französischen Nationalversammlung 
beschlossenen Gebietsreform ge-
schieht, das ist die Fortsetzung eines 
Prozesses der Zwangsassimilation 
und Gleichschaltung, der mit der Auf-
lösung der Region Elsaß nach 300 
Jahren in unseren Tagen zu seinem 
Abschluß kommen soll. Wenn es 
nicht gar zu pessimistisch und aus-
sichtslos klänge, würde ich vom letz-
ten Akt einer Tragödie sprechen… 
Aber solange wir nicht tot sind, regen 
wir uns noch, und Widerstand wird bei 
uns zum Motto.
Deshalb sollen die geschichtlichen 
Grundlagen am Anfang meiner Aus-
führungen stehen.
Geschichte wie Geographie machen 
aus dem Elsaß ein Land, dessen 
Schicksal ab dem 17. Jahrhundert 
von Deutschland und Frankreich im 
Wechsel bestimmt worden ist. Ur-
sprünglich von germanischer Kultur 
und Sprache, gehören die Elsässer 
seit Ludwig XIV. – mit einer wichtigen 
Unterbrechung zwischen 1870 und 
1918 und einer anderen, diesmal un-
geheuren Unterbrechung zwischen 
1940 und 1945 – zu Frankreich, wo 
Minderheiten aber offiziell nicht aner-
kannt werden. 
Die Elsässer sind in einem zentrali-
sierten Staat, der die Vielfalt seiner 
Völker nicht angemessen schätzt, in 
einer ähnlichen Lage wie die Breto-

nen, die Basken, die Okzitanier und 
andere. Aber fürs Elsaß ist die Lage 
als Minderheit noch unbehaglicher 
und schwieriger, weil seine Sprache 
und Kultur die des angeblichen „Erz-
feindes“ sind. 
Außerdem scheint die Eingliederung 
dieses Fremdkörpers für manche 
„Innerfranzosen“ noch nicht ab-
geschlossen zu sein. Als Nicolas 
Sarkozy als Präsident vor wenigen 
Jahren im Rahmen eines offiziel-
len Besuches im Elsaß in der Stadt 
Truchtersheim war, unterlief ihm ein 
interessanter Lapsus, der allen im 
Gedächtnis geblieben ist: er verwech-
selte Alsace und Allemagne!
In den folgenden Ausführungen spielt 
die Geschichte eine wichtige Rolle. 
Ich betrachte sie unter drei Gesichts-
punkten:
- Zentralismus und Gleichheitswahn
- die verschwiegene Geschichte 
- die verschandelte Regionalsprache.
Von diesem Gesichtspunkt aus 
betrachte ich dann die jetzige 
Gleichschaltungsreform und die 
Aussichten des Kampfs um Selbst-
bestimmung, den unter anderen die 
Partei „Unser Land“, deren Vorsit-
zende ich bin, führt.

Zentralismus und Gleichheitswahn

Der französische Zentralismus ist die 
Folge der absoluten Monarchie. Ver-
schiedene Provinzen mit ihren Eigen-
heiten und Sprachen wurden durch 
Eroberungskriege oder Heiratspolitik 
zusammengeführt, um das Königreich 
zu bilden. Die Französische Revolu-

tion hätte zum Föderalismus führen 
können, wonach die Girondins streb-
ten. Aber die Jakobiner setzten sich 
durch. Sie vollendeten den Zentralis-
mus und erzwangen eine künstliche 
Einheit unter dem Motto der Gleich-
heit und der Brüderlichkeit. Aber 
Freiheit für die regionalen Eigen-
schaften sollte es keine mehr geben! 
Frankreich war zwar ein Staat. Aber 
um daraus eine Nation zu schmieden, 
wurden Zentralismus und eine ein-
heitliche Sprache benötigt.
Die Jakobiner schafften die Provin-
zen  mit ihren Eigenarten ab und zer-
teilten sie in Departements, in denen 
später die Präfekten die Zentralmacht 
vertreten sollten. 1794 stellt Abbé 
Grégoire fest: „Wir haben keine Pro-
vinzen mehr, dennoch erinnern die Dia-
lekte an die Provinzen. Von insgesamt 
83 Departements wird nur in 15 aus-
schließlich französisch gesprochen. 
Nur drei Millionen von 25 Millionen 
Franzosen sprechen französisch.“
Der Nationalkonvent bestimmte im 
Jahr 1795: „Die Republik ist einig und 
unteilbar. Sie kennt nur eine National-
sprache.“ Das übersetzt ein gewisser 
Lacoste, Vertreter der Revolution im 
unterelsässischen Buchsweiler, mit 
dem Vorschlag, ein Viertel der Elsäs-
ser zu enthaupten, um die übrigen 
Dreiviertel zu zwingen, französisch 
zu sprechen („La seule mesure à 
prendre est de guillotiner le quart des 
habitants de cette contrée et de ne 
conserver que ceux qui ont pris une 
part active à la Révolution, chasser le 
surplus et séquestrer leurs biens.“)
Das Motto, das sich für die Jakobiner 



hinter den Prinzipien Gleichheit und 
Brüderlichkeit verbirgt, ist in Wahr-
heit vielleicht dieses: entweder nur 
einen einzigen Kopf oder gar kei-
nen… Im totalitaristischen Sinne 
der Worte des Abbé Grégoire: „Alle 
Bürger in der nationalen Masse zu 
verschmelzen“, um „das Spiel der 
politischen Maschine zu erleich-
tern“. Gleichheit und Brüderlichkeit 
führt da zu Klonen, die einfacher zu 
verwalten sind. Erinnert das nicht an 
Aldous Huxleys Buch „Schöne neue 
Welt“?
Die Dritte Republik (1871–1940) 
vollendete das Werk der Jakobiner. 
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Sie vervollständigte die republika-
nische, laizistische und nationale 
Ideologie durch ein einheitliches 
Bildungssystem.
Seit damals gibt es offiziell nur EINE 
Sprache und nur EINE Geschichte. 
Allen französischen Kindern wird 
dieselbe Lesart der Geschichte bei-
gebracht: unsere Vorahnen sind die 
Gallier… Das galt auch für die Kin-
der der kolonisierten Gebiete, für 
Madagaskar, Algerien usw. 
Die Geschichtsbücher werden auf 
nationaler Ebene geschrieben. Sie 
lehren eine vereinheitlichte National-
geschichte. 

Die verschwiegene Geschichte

Den kleinen Elsässern wird ver-
schwiegen, daß das Schicksal ihrer 
Region erst seit dem 17. Jahrhun-
dert mit Frankreich verbunden ist, 
und zwar seit dem gewaltsamen von 
Ludwig XIV. geführten Eroberungs-
krieg. Den Gewalttaten seiner 
Armeen und seiner Feldherren 
wurden auch die Regionen jenseits 
des Rheins ausgesetzt. Und die 
haben es nicht vergessen!
Seltsamerweise werden manche 
dieser Übeltäter im Elsaß durch Denk-
mäler verherrlicht. Die Stadt Türk-
heim wurde 1675 völlig vernichtet und 
ihre Einwohner den schrecklichsten 
Missetaten ausgesetzt: dem dafür 
verantwortlichen Feldherrn Turenne 
(„Metzger von Türkheim“) wurde 1932 
ein Denkmal errichtet. (Der elsässi-
sche General Kleber, der unter der 
Terrorherrschaft die ethnische Säube-
rung in der Vendée durchgeführt hat, 
wurde 1840 auf dem bekanntesten 
Platz Straßburgs durch ein Standbild 
geehrt.)
Die von der französischen Erobe-
rungsarmee vollführten Zerstörun-
gen sollten wahrscheinlich dazu bei-
tragen, die Vergangenheit und die 
Erinnerung daran auszulöschen und 
den Mythos eines ewigen und mäch-
tigen Frankreichs zu erzeugen. Alle 
mittelalterlichen Burgen, die um das 
Rheintal gebaut worden waren, lit-
ten oder wurden zwischen 1674 und 
1679 durch die Armeen Ludwigs XIV. 
zerstört. Von der glorreichen Ver-
gangenheit der Stadt Hagenau sollte 
kein Stein mehr zeugen: die ehema-
lige Hauptstadt des Kaisers Friedrich 
Barbarossa wurde völlig zerstört und 
verbrannt, als wollte man die Vergan-
genheit und die Geschichte, die sich 
vor der französischen Gegenwart 
zugetragen hatte, verwischen. 
Es herrscht in Frankreich eine Art 
Schwindel bzw. Betrug über die 
Geschichte. Vielleicht ist es eine Art 
Größenwahn, der für die Ausstrah-
lung Frankreichs keine Schranken 
duldet. Dem französischen Schüler 
ist Karl der Große, der Kaiser des 
Heiligen Römischen Reichs deut-
scher Nation, unbekannt: ihm erzählt 
man von Charlemagne, l’empereur 
à la barbe fleurie, der in Aix-la-Cha-
pelle lebte und von dem man nicht 
ahnen läßt, daß er eine germanische 
Sprache gebrauchte. Auf Aachen und 
die deutsche Wirklichkeit des Kaisers 
gibt man keine eindeutigen Hinweise. 

Andrée Munchenbach, Vorsitzende der Partei „Unser Land“
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Auch daß Clovis – Chlodwig – und die 
Franken Germanen waren und nicht 
„französisch“ sprachen, wird ver-
schwiegen. 
Im Elsaß erfährt man in der allge-
meinen Schulbildung nichts von der 
Besonderheit der regionalen Ge-
schichte und von deren Verbunden-
heit mit der deutschen Sprache, nichts 
von der Ausstrahlung, der Kultur, dem 
Wohlstand und der politischen Eman-
zipation seiner Städte während des 
Mittelalters und der Renaissance, wo-
für das Heilige Römische Reich Deut-
scher Nation den Rahmen bildete.
Besonders wichtige Aspekte der Zeit 
nach 1870 und bis zum 2. Weltkrieg 
werden verschwiegen. Die sozialen 
Fortschritte und die unter Kaiser 
Wilhelm II. errungene politische Selb-
ständigkeit, die 1911 zu einer Verfas-
sung und einem elsaß-lothringischen 
Landtag führte, sind der großen 
Mehrzahl der Bevölkerung völlig un-
bekannt. 
Die mutigen Politiker, die dafür 
friedlich kämpften, kennt auch fast 
niemand. Bis vor zwei Jahren trug 
keine einzige Straße oder Gasse den 
Namen des ersten und einzigen Vor-
sitzenden dieses Landtags von 1911 
bis 1918, den Namen von Eugen 
Ricklin, dem „Sundgauer Löwen“. 
Erst 2014 hat die Stadt Dammerkirch/
Dannemarie einem Platz den Namen 
ihres ehemaligen Bürgermeisters, 
Generalrats und Abgeordneten ver-
liehen. 
Das Gebäude des Landtags ist zum 
Straßburger Nationaltheater gewor-
den, ohne daß irgendeine Inschrift 
auf seine ursprüngliche Bestim-
mung hinwiese. Viele ehrenwerte 
und vorbildliche Persönlichkeiten 
haben sich für die Selbständigkeit des 
Elsaß und die Wahrung der Regional-
sprache und der doppelten Kultur ein-
gesetzt. Sie haben in der Reichslandzeit 
und dann auch unter der französi-
schen Herrschaft gelitten. Sie hießen 
Ricklin, Haegy, Schwander, Hauss, 
Stürmel und Rossé… Ein neulich 
errichtetes Denkmal, „le Mémorial d‘
Alsace-Lorraine“ in Schirmeck, 
das von den lokalen Behörden in 
Auftrag gegeben worden war, er-
wähnt sie nicht oder nur zweideutig.

Die verschandelte Regionalsprache

Was für die Autonomisten, die in der 
Zeit von 1871 bis in die Mitte der 
1930er Jahre lebten, selbstverständ-
lich war, unter anderem die Verteidi-

gung der deutschen Sprache, unterlag 
nach dem 2. Weltkrieg Schwierig-
keiten und wurde verdächtigt. Deutsch 
galt nun als die Sprache der Nazis. 
Dem siegreichen Frankreich fiel es 
leicht, Französisch in gutem Licht er-
scheinen zu lassen und Deutsch in 
den Herzen, im öffentlichen Leben 
und in der Schule abzuschaffen. 
Elsässerditsch und Platt waren auf 
dem Schulgelände streng verbo-
ten. Kinder, die dabei erwischt wur-
den, daß sie sich in ihrer Mutter-
sprache unterhielten, sogar wenn das 
während der Schulpausen geschah, 
wurden bestraft und gedemütigt. 
Der Rückgang der regionalen Spra-
che ist heute eine Tatsache, beson-
ders in den Medien und im alltägli-
chen Leben. In der Nachkriegszeit 
sah man überall Plakate: „C‘est chic 
de parler français“. Die Familien müh-
ten sich, daß ihre Kinder besser fran-
zösisch lernten. Sie sprachen nicht 
mehr „ditsch“ mit ihnen, was von den 
Lehrern gefördert wurde. 
Aber auch wenn die Eltern mit ihren 
Kindern noch „reden, wie ihnen der 
Schnabel gewachsen ist“, sprechen 
die Kinder in der Schule und unterein-
ander im allgemeinen nur noch Fran-
zösisch. Man stellt fest, daß im ersten 
Schuljahr stehende Kinder schon 
nach drei Monaten nur noch auf Fran-
zösisch antworten.
Das ist das Ergebnis einer geplanten 
Politik. Historiker sprechen heute von 
einem gelungenen Linguizid oder Eth-
nozid. 
Leider wird trotz der Aufforderungen 
von seiten Europas, die Minderhei-
ten zu schützen, noch nichts Ent-
scheidendes unternommen, um die-
ser Entwicklung ein Ende zu setzen. 
Paris weigert sich immer noch, die 
Europäische Charta der Regional- 
oder Minderheitsprachen zu ratifizie-
ren. Als Vorwand wird angegeben, 
sie sei nicht mit der französischen 
Verfassung zu vereinbaren, deren 
2. Artikel lautet: „La langue de la 
République est le français“. Zwar wur-
de im Jahre 2008 eine Erwähnung der 
Regionalsprachen in die Verfassung 
aufgenommen, aber unter dem Druck 
der „Unsterblichen“ der 1635 durch 
Richelieu gegründeten Académie 
Française nicht als Ergänzung des 
Artikels 2, sondern in Artikel 75-1 
unter dem Satz: „die Regionalspra-
chen gehören zum französischen 
Erbe“, was ihnen aber de facto 
keinerlei Rechte verleiht.
Die Lage ist heute folgende: Elsäs-

serditsch oder Platt wird hauptsäch-
lich von der älteren Generation und 
im nördlichen Elsaß gesprochen. Zur 
Zeit sprechen weniger als 5 % der 
Erstkläßler  Elsässerditsch. In der 
Mittelschule (ab dem Alter von ca. 12 
Jahren) sind es kaum 2 %.
Zum Glück gibt es noch Eltern und 
Gewählte, die dieser Katastrophe 
nicht resigniert zusehen wollen. 1992 
sind zweisprachige Klassen eröffnet 
worden, die den Unterricht ab dem 
ersten Schuljahr paritätisch auf 
Deutsch und auf Französisch erteilen: 
12 Stunden auf Deutsch mit einem 
Lehrer und 12 Stunden auf Fran-
zösisch mit einem anderen Lehrer. 
Die ersten solchen Klassen sind von 
einem Verein, ABCM-Zweisprachig-
keit (Gründungsvorsitzender: Richard 
Weiss), mit Hilfe überzeugter Bürger-
meister in Zabern, Ingersheim und 
Lutterbach gegründet worden.
Die Éducation Nationale (das ist die 
französische zentrale Schulbehörde) 
mußte dann nachziehen und bietet 
seitdem im öffentlichen Schulsystem 
einige zweisprachige Klassen an. 
Aber diese Klassen genügen nicht, 
um die Nachfrage der Eltern zu be-
friedigen. Und offensichtlich hat die 
Éducation Nationale keinen ech-
ten Willen, die Zweisprachigkeit zu 
fördern, obwohl viele Politiker und 
Vertreter der Wirtschaft sich seit eini-
gen Jahren dafür einsetzen. Ausrede: 
man finde keine deutschsprachigen 
Lehrer…
Im Elsaß bietet man zur Zeit nur 
15 % der Kinder einen zweisprachi-
gen Unterricht an. Im Baskenland und 
in Korsika erhalten 50 % der Kinder 
einen zweisprachigen Unterricht. Es 
gibt anscheinend weniger Probleme 
korsisch- beziehungsweise baskisch-
sprachige Lehrer zu finden als im 
Elsaß deutschsprachige!
Die drei wichtigsten Gebietskör-
perschaften, die Generalräte des 
Ober- und des Unterelsaß und der 
elsässische Regionalrat (vor der 
Gebietsreform), haben ein Abkom-
men mit der Zentralregierung unter-
schrieben, das jährlich die Eröffnung 
50 neuer zweisprachiger Klassen 
vorsieht. Dafür bezahlen die drei 
elsässischen Behörden jährlich 
3 Millionen Euro. Letztes Jahr hat die 
Éducation Nationale nur 7 Klassen er-
öffnet, hat aber nichts zurückbezahlt. 
Vor fünf Jahren hat die Rektorin, d. h. 
die Leiterin der regionalen Abteilung 
der Schulbehörde, einen Rückschritt 
angekündigt: sie wollte sogenannte 
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„zweisprachige“ Klassen einführen, in 
denen aber nur noch 8 Stunden auf 
Deutsch unterrichtet würden. Zum 
Glück gab es genügend Widerstand 
bei den kulturellen Vereinen, um die-
sen Rückschritt zu verhindern. Die 
Rektorin wurde sogar versetzt.
Im Elsaß haben wir das Gefühl, 
Paris nehme uns immer wieder 
auf den Arm. Aber so ist das eben: 
Das Elsaß war zum Beispiel die 
einzige Region, die für ihre TGV-
Verbindung geldliche Leistungen er-
bringen mußte, trotzdem wurde es 
als letztes bedient und das auch noch 
mit einer bis heute unvollständigen 
Strecke!
Die sozialistische Regierung refor-
miert zur Zeit auf staatlicher Ebene 
und bewirkt Maßnahmen, die den 
Deutschunterricht mehr oder weniger 
beseitigen werden. Die Vermittlung 
der regionalen Sprache und Kultur 
wird eingeschränkt.
Kann man da von Sprachpolitik 
sprechen? Es handelt sich eher um 
Sprachvernichtungspolitik. In Zahlen 
übersetzt: Frankreichs Ergebnisse in 
der internationalen Schulleistungs-
studie der OECD, der PISA-Studie, 
sind sehr mittelmäßig. Auf europä-
ischer Ebene betrachtet: anachro-
nistisch und unannehmbar.
Wertschätzung und Förderung der 
regionalen Eigenschaften, insbeson-
dere der regionalen Sprachen, recht-
fertigen sich um so mehr und beson-
ders im Elsaß, als sie wirtschaftliche 
Folgen zeitigen. Die lokale und grenz-
überschreitende Wirtschaft verlangt 
Deutsch. 

Der verpaßte Conseil d’Alsace

2013 hatten die Elsässer eine ein-
malige Gelegenheit, sich über ihre 
Zukunft auszusprechen. Der da-
malige Regionalratspräsident und 
französische Minister für Gebiets-
körperschaften, Philippe Richert, ver-
anstaltete eine Volksabstimmung über 
die Absicht, Volksvertretungen der 
zwei Departements und der 
Region zu einem einzigen neuen 
Regionalrat zu verschmelzen. Diese 
neue Gebietskörperschaft hätte zwar 
keinen wesentlichen Machtzuwachs 
erhalten, aber das hätte ein erster 
Schritt in Richtung einer politischen 
Behauptung des Elsaß sein können.  
Um effizient zu sein, hätte dieser 
Conseil d‘Alsace über eine eige-
ne Finanzausstattung verfügen und 
die Befugnis haben müssen, auf 

wichtigen Gebieten wie Bildung, 
Energiewirtschaft usw. eigene Ent-
scheidungen zu treffen. So weit ging 
Richerts Projekt leider nicht, zum Teil 
aus diesem Grund stieß er nicht auf 
ausreichende Zustimmung und konn-
te sich nicht durchsetzen. Zwar hatte 
sich am 7. April 2013 eine Mehrheit 
von etwa 57% der Wähler für den Con-
seil d’Alsace ausgesprochen, aber die 
vorausgesetzten Bedingungen waren 
nicht erfüllt: im Unterelsaß war die 
Teilnahme zu gering, im Oberelsaß 
überwog die Zahl der Nein-Stimmen.
Als die Regierung in Paris ein Jahr 
später die Pläne zur Gebietsreform 
vorlegte, bereuten es viele Elsäs-
ser, damals, als sie über die verwal-
tungsmäßige Zukunft ihrer Region 
hatten abstimmen können, nicht oder 
schlecht gewählt zu haben. Denn 
diesmal fielen die Entscheidungen 
von oben herab, aus Paris, ohne daß 
sie selbst sich irgendwie hätten ein-
bringen können. Ganz im Gegenteil, 
die Mitbestimmung wurde ihnen/uns 
verweigert, und zwar trotz mächtiger 
Demonstrationen, Petitionen usw. 
Hunderte von Gemeinderäten, die 
drei großen Gebietsbehörden haben 
sich in Entscheidungen gegen die 
Reform ausgesprochen. Keiner der 
elsässischen Abgeordneten hat in der 
Assemblée Nationale seine Stimme 
für die Großregion abgegeben. Die 
sozialistischen Abgeordneten haben 
sich enthalten. Der Senat hat sich 
dagegen ausgesprochen. 
Die Reform wurde durch die Mehrheit 
der in Paris anwesenden Abgeord-
neten (nicht einmal ein Viertel der 
gesamten Zahl) gebilligt und mit 
Wirkung vom 1. Januar 2016 in 
Kraft gesetzt.  Am 22. März 2016 
jedoch wurde Frankreich vom Kon-
greß der lokalen Gebietskörperschaf-
ten des Europarats fast einstimmig 
wegen Verstoßes gegen den Artikel 5 
der Charta für lokale und regionale 
Autonomie verurteilt, der im Falle der 
Änderung der Grenzen eines Gebie-
tes eine Befragung der betroffenen 
Gebietsbehörden bzw. eine Volksab-
stimmung fordert. 
Aber… Paris über alles! An der Durch-
führung der Reform hat diese Verur-
teilung natürlich nichts geändert. 

Alsace – Ardenne – 
Champagne – Lorraine

Das Elsaß verschwindet als Gebiets-
behörde in einer Großregion, die 
sich von der Pariser Region bis zum 

Rhein ausdehnt und beinahe zweimal 
so groß ist wie Belgien. Das Elsaß 
wurde zwangsweise mit den bis-
herigen Regionen Lothringen und 
Champagne-Ardenne vermählt, mit 
denen es nicht viel Gemeinsames 
hat, wenn man vom Departement 
der Moselle absieht, einem der vier 
Departements von Lothringen, dem 
einzigen, das einen mit dem elsässi-
schen übereinstimmenden Charakter 
hat, insofern als es nach 1871 das-
selbe Schicksal teilte und ebenfalls 
ein zweisprachiges Erbe aufweist und 
ein grenzüberschreitendes Interesse 
hat. 
Beweis für den Unsinn dieser Ver-
mählung: die Schwierigkeit, dem 
neugeborenen Kind einen Namen zu 
geben! Diesmal durfte sich aber die 
Bevölkerung zu Wort melden. Aus 
den dazu geschaffenen Gremien 
kamen die folgenden Vorschläge: 
Acalie, Austrasie und Rhin-Cham-
pagne. Und schließlich heißt das 
Monstrum „Grand Est“… Das ist 
Démocratie à la française! Die 
historisch gewachsenen Regionen 
verlieren sich sogar bis auf ihren 
Namen und verschwinden in einem 
seelen-losen bürokratischen Gebilde. 
Auf voraussehbare Unkosten und 
Probleme wurde von Wirtschaftsfach-
leuten warnend hingewiesen. Es war 
vergebens. Voraussehbares Problem 
fürs Elsaß, das in diesem „Grand Est“ 
eine Minderheit bilden wird: seine 
Eigenschaften werden nicht lange be-
rücksichtigt werden, allein deshalb, 
weil die einzigen, die es vertreten 
sollen, aus den zwei jakobinischen 
Parteien stammen, die alles beherr-
schen (mit dem Aufkommen einer 
dritten, des „Front National“, allerdings 
mit einer weiteren) und entweder 
die Reform betrieben oder sie doch 
geduldet haben.
Die Elsässer bangen um ihre Sprach-
politik, von der ich gezeigt habe, 
wie ungenügend sie ohnehin ist. Sie 
bangen um ihr Lokalrecht, um ihr 
lokales Sozialhilfesystem, das gegen-
wärtig bereits angegriffen wird, um 
das Konkordat. Alle unsere Eigenar-
ten beruhen von nun an nicht mehr 
auf einer diesen angepaßten Gebiets-
körperschaft. Der Gleichheitswahn der 
französischen Republik, une et 
indivisible, läßt wenig Hoffnung.
Gleichschaltung, Uniformierung und 
Wiederzentralisierung, das sind die 
Zwecke, die diese Reform verfolgt. 
Denn im übrigen wird letztlich nicht 
viel reformiert. Die lokalen Gebiets-
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körperschaften dienen immer noch 
hauptsächlich dazu, die in Paris 
entschiedene Politik umzusetzen. 
Manche der übertragenen Kompeten-
zen werden nicht einmal ausreichend 
durch eine angemessene finanzielle 
Ausstattung untermauert. 
Angesichts der wirtschaftlichen und 
kulturellen Lage Frankreichs, „un Etat 
en faillite“ (so der ehemalige Premier-
minister Fillon 2007, Arbeitsminister 
Sapin 2013), sollte es eine Revolu-
tion geben. Unserer Ansicht nach ist 
die Zeit gekommen, grundsätzlich zu 
reformieren, das heißt: Frankreich 
und die Regionen vom Pariser 
Zentralismus zu erlösen. Zur Zeit 
hängt alles von einer Oligarchie ab, die 
auf zwei gesamtstaatlichen Parteien 
beruht, den Sozialisten und den 
Republikanern. In der Tat wird die 
Demokratie immer stärker einge-
schränkt. Die Reformen und Maß-
nahmen, die getroffen werden, er-
schweren es den kleineren Parteien 
und den Vertretern einer Minderheit 
immer mehr, gehört und gewählt zu 
werden. Schon der neue Umfang 
der Bezirke ist ein Problem für die 
Kleinen, außerdem wird bei Wah-
len kaum das Proportionalwahl-
recht angewendet. In Hinblick auf 
die kommenden Präsidentschafts-
wahlen ist ein neues Gesetz erlas-
sen worden, das es den „Outsidern“ 
weiter erschweren wird, zu kandi-
dieren und an die Medien heranzu-
kommen.
Was in Frankreich passiert, ist 
sicherlich für unsere Nachbarlän-
der schwer zu verstehen. Leider gibt 
es bei uns gegen die Zentralmacht 
keine Gegen-Macht. Das einzige, 
was die Regierung zum Umlenken 
zwingen könnte, ist die Massenmobili-
sierung oder die Gewalt. Was man dem 
Elsaß angetan hat, hat man weder den 
Bretonen noch den Korsen ange-
tan. Die Korsen lassen sich nicht auf 
die Füße treten, das weiß jeder. Die 
Bretonen haben ihre Bonnets rouges 
und wurden von ihrem Regionspräsi-
denten unterstützt, während im Elsaß 
Philippe Richert seine eigene Karriere 
über das Schicksal des Elsasses ge-
setzt hat. Die Elsässer sind zu fried-
lich und duldsam, als daß man Rück-
sicht auf sie nehmen müßte.
Das ist alles sehr traurig. Dennoch 
gibt es eine positive Seite. 

Unser Land

Das Vorgehen der Regierung hat ein 

elsässisches Bewußtsein erweckt 
und hat unserer autonomistischen 
Bewegung zum Leben verholfen. 
Von einer ganz bescheidenen und 
jungen Bewegung (2009 entstanden) 
ist „Unser Land“ bei den jüngsten 
Wahlen im Jahre 2015 zur dritten 
politischen Kraft im Elsaß geworden. 
Trotz der erschwerenden Bedingun-
gen bei den Wahlkämpfen haben 
wir durchschnittlich zwischen 11 und 
12 % der Stimmen errungen, mehr als 
die Sozialisten oder „Les Républicains“.
Dennoch haben wir keinen Gewählten.
Die Auflösung der Großregion ist 
unser Ziel. Wir wollen das Elsaß in 
seinem geschichtlichen Umriß zu-
rückgewinnen, unter Umständen in 
Verknüpfung mit der Moselle. Aber wir 
wollen in Richtung Autonomie, Selbst-
bestimmung weiterschreiten.
Die föderalistischen Systeme unse-
rer europäischen Nachbarn oder der 
1911 aufgrund der damaligen Landes-
verfassung ins Leben gerufene Land-
tag von Elsaß-Lothringen wären gute 
Modelle. Die Zurückeroberung der 
verlorenen Kultur und die Verwirkli-
chung einer echten Zweisprachigkeit 
sind für uns eine politische Priorität. 
Andere europäische Regionen kön-
nen zu lehrreichen Beispielen wer-
den. Man sollte die nationalistischen 
Hemmungen überwinden und ein 
spezifisches elsässisches Schul-
system aufbauen. Um das Gleichge-
wicht zwischen nationaler und regio-
naler Sprache, der Staatssprache und 
der Sprache des Landes (im Elsaß 
Französisch und Deutsch), zu errei-
chen, das heißt: um eine echte Zwei-
sprachigkeit zu erlangen, müßte man 
unter den heutigen Verhältnissen eine 
totale Immersion auf deutsch fördern, 
wenigstens in den ersten Schuljah-
ren: nur Deutsch im Kindergarten und 
mehr Deutsch auch im öffentlichen 
Raum. Sind die Elsässer dazu bereit? 
Werden es die elsässischen Politiker 
wagen? 
Leider sind unsere heutigen Politi-
ker nicht autonomistisch gesinnt. Sie 
gehören nationalen Parteien an, 
seien es „Les Républicains“, die 
Sozialisten, die Grünen usw. Wer-
den sie es je fertigbringen, sich einer 
Pariser Autorität zu entziehen? 
In dieser Hinsicht ist eine regionale 
und autonomistische Partei besser 
geeignet, die regionalen Fragen zu 
fördern. Zwischen den zwei Welt-
kriegen standen die Autonomisten 
in den lokalen und auch nationalen 
Wahlen im Elsaß im Vordergrund: 

sie verteidigten das elsässische Volk 
und dessen Kultur gegen die franzö-
sische Politik, die im Elsaß zu einer 
Art Kolonialpolitik wurde. Sie vertei-
digten die sozialen Rechte, die Elsaß-
Lothringen der deutschen Periode 
nach 1871 zu verdanken hatte, und 
setzten sich für Zweisprachigkeit und 
die Aufrechterhaltung des Konkordats 
ein, das von der Dritten Republik im 
Jahre 1905 durch die Gesetze über 
die Trennung von Kirche und Staat 
abgeschafft worden war. 
Die Autonomisten bildeten trotz 
der Schwierigkeiten, denen sie von 
Paris aus ausgesetzt waren, die 
Mehrheit der elsässischen Abgeord-
neten. Es kam damals zu politischen 
Prozessen. Eugène Ricklin wurde 
zum Abgeordneten gewählt, während 
er aufgrund einer Verurteilung durch 
die französische Justiz im Gefängnis 
saß.
Leider hat der 2. Weltkrieg den Weg 
zur Emanzipation des Elsaß, den die 
tapferen Politiker des Heimatbundes 
vorbereitet hatten, erschwert. Die 
Autonomisten wurden durch eine 
feindliche Propaganda verteufelt; 
was deutsch war und deutsch sprach, 
wurde gehaßt. Intoleranz und Natio-
nalismus vernichteten die autonomi-
stische Bewegung. Sie erwachte erst 
später wieder. „Unser Land“ vertritt 
heute im Elsaß diese Bewegung. 
Vielleicht ist endlich die Zeit gekom-
men, in der das Elsaß die Scham 
überwindet und seinen Stolz zurück-
gewinnt. Um dies tun zu können, muß 
es unbedingt und dringend seine 
Geschichte lernen und sich seiner 
Identität bewußt werden. 
In gleichem Maße sollte Frankreich 
seine Angst vor Vielfalt und Anders-
sein überwinden. Eine solche kultu-
relle Revolution könnte uns endlich 
aus der archaischen Zeit des Jakobi-
nismus zur europäischen Gegenwart 
und zum menschennahen Föderalis-
mus führen. 
Leider geht es nicht in diese Richtung.

(Der obenstehende Text deckt 
sich weitestgehend mit dem Text 
des Vortrages, den Frau Andrée 
Munchenbach am 15. April 2016 vor 
dem Verein Deutsche Sprache in 
Offenburg gehalten hat. Dafür daß 
Frau Munchenbach ihn für den 
„Westen“ überarbeitet hat, sei ihr 
herzlich gedankt.)



8          Der Westen  3/4 2016

Wird die künftige Wahlteilnahme der Partei der 
Mosellothringer an Geldmangel scheitern? 

In einem modernen demokratischen 
Staat dürfen sich theoretisch alle 
Parteien zur Wahl stellen. In Deutsch-
land verhindert zwar eine Sperrklau-
sel (die sogenannte 5-Prozent-Hürde) 
bei einer Verhältniswahl, daß kleinere 
Parteien in einem Parlament vertre-
ten sind. Aber zur Deckung der Wahl-
kampfkosten erhalten die Parteien 
einen bestimmten Betrag für jede bei 
den vorherigen Wahlen erzielte Stim-
me. Voraussetzung ist allerdings ein 
Stimmenanteil von mindestens 1 % 
der Stimmen bei Landtagswahlen. 
In dieser seltsamen westeuro-
päischen Demokratie namens 
„République française“ ist es etwas 
anders. Unter dem Vorwand, einer 
„Zersplitterung“ der Conseils régio-
naux (entspricht etwa den deutschen 
Landtagen) entgegenzuwirken, wer-
den wirksame Maßnahmen getroffen, 
um kleinere Parteien dazu zu bringen, 
auf eine Wahlteilnahme zu verzich-
ten. Vor allem regionalistische Partei-
en, die die Allmacht der zentralisier-
ten Verwaltung kritisch hinterfragen, 
sollen unschädlich gemacht werden. 
In Frankreich haben nur die Partei-
en Anspruch auf Wahlkampfkosten-
erstattung, die im ersten Wahlgang 
der Regionalwahlen mindestens 5 % 
der abgegebenen Stimmen erhalten 

haben (bei einem Anteil von unter 
5 % dürfen die Parteien nicht einmal 
an dem zweiten Wahlgang teilneh-
men). Bei den letzten Regionalwah-
len lag die elsaß-lothringische regio-
nalistische Wahlallianz (dazu zählen 
u. a. „Unser Land – Die Elsässische 
Partei“ und „57 – Die Partei der 
Mosellothringer“) knapp unter 5 % der 
abgegebenen Stimmen (4,73 %). Da 
die „ehemaligen“ Regionen Elsaß, 
Champagne-Ardenne und Lothringen 
zwangsfusioniert wurden und nun ei-
nen gemeinsamen absurden Wahl-
kreis (zweimal die Fläche Belgiens!) 
bilden, hatten Parteien, die lokale und 
regionale Interessen vertreten, weni-
ger Chancen denn je. 
Die Interessen der am Rand des 
Pariser Raums wohnenden Wähler 
der Champagne sind ganz anders als 
diejenigen der Elsässer und Mosel-
lothringer, die enge wirtschaftliche und 
kulturelle Beziehungen zu Deutsch-
land, Luxemburg und der Schweiz 
pflegen. In der Champagne findet z. 
B. der Begriff „Grenzarbeiter“ keine 
Verwendung im allgemeinen Sprach-
gebrauch. Darüber hinaus haben die 
Bombenanschläge in Paris den Wahl-
kampf gestört, und gesamtstaatliche 
Themen wie Sicherheit (für die die 
„Conseils régionaux“ gar keine Befug-

nis haben) wurden plötzlich in den Mit-
telpunkt der Debatte gerückt, was zum 
Wahlerfolg des rechtsradikalen Front 
National zweifellos beigetragen hat.
Trotz ihrer 84.147 Stimmen hat die 
elsaß-lothringische regionalistische 
Wahlallianz keinen Cent vom fran-
zösischen Staat bekommen und 
hat Stimmzettel und offizielle Wahl-
plalkate schließlich selbst zahlen 
müssen. „Unser Land – Die Elsäs-
sische Partei“, die 2009 gegründet 
wurde und über ein ziemlich breites 
Netzwerk von Sympathisanten ver-
fügt, wird es höchstwahrscheinlich 
schaffen, bei der parlamentarischen 
Wahl 2017 Kandidaten in allen elsäs-
sischen Wahlkreisen zu stellen. In der 
jetzigen Lage ist eine Teilnahme der 
erst 2015 gegründeten Partei der Mo-
sellothringer an dieser Wahl im Bezirk 
Lothringen aus finanziellen Gründen 
leider völlig ausgeschlossen, selbst 
in einer sehr begrenzten Anzahl der 
deutschlothringischen Wahlkreise.
Die Partei der Mosellothringer ist also 
umfänglich auf Spenden angewie-
sen, um die Interessen der Deutsch-
lothringer im ehemaligen Bezirk 
Lothringen (heutzutage „département 
de la Moselle“) bei den kommenden 
Wahlen vertreten zu können.  

Philippe Mouraux

François Waag: Geschichte des Elsass. Der elsässische Standpunkt 
Vorwort von Henri Goetschy, Fouenant (Yoran) 2015, 500 Seiten mit zahlreichen Bildern (ISBN 978-2-36747-010-8) (12 EUR).

Daß eine von einem Elsässer ver-
faßte Darstellung der elsässischen Ge-
schichte, die von den Anfängen bis in 
unsere Zeit hinein reicht, in deutscher 
Sprache auf dem Buchmarkt vorliegt, 
ist grundsätzlich außerordentlich zu 
begrüßen. Von Bernard Wittmanns 
„Une histoire de l’Alsace – autrement“ 
ist ja leider nur der die Zeit nach 1870 
darstellende Teil ins Deutsche über-
setzt worden. Es dürfte sich bei der hier 
zu würdigenden Veröffentlichung um 
die Übersetzung von François Waags 
2012 im Yoran-Verlag erschienenem 
Buche „Histoire d’Alsace. Le point de 
vue alsacien“ handeln. Dieser bretoni-
sche Verlag setzt sich für die Belange 

BUCHBESPRECHUNG

des Bretonentums und der anderen 
einheimischen Völker Frankreichs ein.
Die Freude über das Erscheinen einer 
solchen Darstellung wird allerdings er-
heblich durch das Mißbehagen an der 
Übersetzung getrübt. Wer mag dafür 
verantwortlich sein? Ein Name wird 
nicht genannt. Wer hier auch immer 
die Feder geführt hat – vielleicht der 
Verfasser selbst –: der Übersetzer hat 
seine Deutschkenntnisse jedenfalls 
gewaltig überschätzt. Der gute Wille 
ist zwar unbedingt zu loben. Aber hier 
hat ein solcher wahrlich nicht ausge-
reicht. Nur auf einen der häufigsten 
Verstöße gegen die Grammatik soll 
hingewiesen werden. Im Deutschen 

muß der Beisatz (Apposition) im glei-
chen Fall stehen wie das Nomen, dem 
er folgt, infolgedessen müssen im Bei-
satz die zu diesem Fall stimmenden 
Geschlechtswörter (Artikel) verwendet 
und dürfen nicht unbesehen die des 
ersten Falls verwendet werden. Mehr 
soll über das sprachliche Gewand, in 
das die Darstellung gehüllt ist, nicht 
gesagt werden.
Gerade an der Übersetzung zeigt sich 
die Berechtigung der sich in dem Buch 
äußernden Klage, daß es Frankreich 
innerhalb eines halben Jahrhunderts 
gelungen ist, die Deutschkenntnisse 
im Elsaß fast zu einem Nichts herab-
zudrücken. Noch Pierre Pflimlin, in der 
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IV. Republik zeitweilig französischer 
Ministerpräsident und dann lange 
Jahre Straßburger Bürgermeister, der 
nichts getan hat, um die Stellung der 
angestammten Sprache des Landes 
zu stärken, und wahrlich genug, um sie 
zu schwächen, hat fließend einwand-
freies Deutsch gesprochen. Heute tun 
sich selbst die meisten der Gutwilligen 
sehr schwer damit.
Nun zum Inhalt! Man merkt auf jeder 
Seite die ehrliche Begeisterung des 
Verfassers für seinen Gegenstand, die 
Geschichte seiner elsässischen Hei-
mat. In seiner Darstellung will er gegen 
die Verzerrungen dieser Geschichte, 
die aufgrund der sich von Paris aus auf 
das Land legenden blau-weiß-roten, 
„patriotischen“ Richtlinien für Schule, 
Medien und öffentlichen Gebrauch 
seit Jahrzehnten, zumindest seit 1945, 
im Elsaß gängig sind, gegenhalten. 
Wenn man einen Blick in die abschlie-
ßende Bibliographie wirft, stellt man 
fest, daß für die vom Frühmittelalter 
bis 1648 reichende Zeit nur neun Ti-
tel, davon zwei deutschsprachige (ein 
Buch über elsässische Burgen, ein 
weiteres, schmales, ebenfalls populä-
res über Staufer-Stätten in Südwest-
deutschland), angegeben werden, 
für die Zeit von 1648 bis 1815 sechs 
Titel, davon ein deutschsprachiger, für 
die Zeit von 1815 bis 1870 nur vier – 
französischsprachige – Titel. Aller-
dings wird im Darstellungstext da und 
dort auf weiteres Schrifttum verwiesen. 
Die keineswegs den Anspruch auf nur 
annähernde Vollständigkeit erhebende 
Bibliographie, die sich auf der Netz-
seite der „Gesellschaft der Freunde 
und Förderer“ findet, verzeichnet für 
den Zeitraum bis 1648 nahezu 60 
Monographien!
Warum hat Waag, wenn er sich ohne-
hin auf eine eher schmale Literatur-
grundlage stützt, für die Darstellung 
der ersten Jahrhunderte bis zum Ende 
der Ottonenzeit nicht einfach die un-
übertroffene Darstellung von Heinrich 
Büttner, dem unerreichten Kenner 
und Deuter der Quellen zur früh- und 
hochmittelalterlichen elsässischen 
Geschichte, und für die zwei nachfol-
genden Jahrhunderte dessen Aufsätze 
zugrunde gelegt (Sigmaringen 1991)? 
Dann wäre ihm mancher Fehler nicht 
unterlaufen. Es sei aus diesem Ab-
schnitt wie aus den übrigen nur sehr 
weniges herausgegriffen, damit nicht 
der Eindruck der Beckmesserei, der 
Nebelspalterei entstehe. Es darf aber 
auch nicht der Eindruck erweckt wer-
den, als könne man das Buch ohne 

kritische Vorsicht lesen.
Otfrieds „Evangelienharmonie“ war 
nicht der erste Text in deutscher 
Sprache (S. 61). Ottmarsheim er-
scheint als Ottmarstein (S. 67). Daß 
Chrétien von Troyes getaufter Jude 
gewesen wäre, ist mir neu (S. 73). 
1552 hat es den Schmalkaldischen 
Bund nicht mehr gegeben (S. 103). 
Nicht „Hans im Schökeloch“, son-
dern „Schnakeloch“ (S. 181). Daß 
Napoleon III. im Falle eines französi-
schen Sieges das Elsaß mit den süd-
deutschen Staaten geteilt hätte, ist 
völlig ausgeschlossen (S. 192). Die 
1874 im Reichstag von Bischof Raess 
gehaltene Rede hatte mit der Verhaf-
tung Ledóchowskis nichts zu tun, son-
dern war die Folge der zuvor gehal-
tenen lächerlichen Rede von Teutsch 
(S. 220 f.). Was sind „Ursprungsdeut-
sche“ (S. 246)? „Reisacher“, nicht 
„Reisacker“ (S. 246). Der Leiter der 
„Umerziehung“ im Lager Tambov war 
wohl nicht eine Erna Gerö, sondern 
Ernő Gerő, der spätere 1. Sekretär der 
Ungarischen Arbeiterpartei. Das sind 
wenige herausgegriffene Beispiele.
Geschichtliche Gesamtdarstellungen 
haben es an sich, daß sie, je mehr 
sie sich der Gegenwart nähern, de-
sto breiter werden. Hier verhält es 
sich ebenso. Auf den vom 6. bis zum 
13. Jahrhundert reichenden Zeitraum 
verwendet der Autor 30 Druckseiten, 
auf die Zeit von 1919 bis 1945 fast 70 
Druckseiten. Im achten Kapitel ist er bei 
den nach 1945 liegenden Jahrzehn-
ten angelangt. Es folgt ein abschlie-
ßendes Kapitel, das die 2014 von der 
französischen Nationalversammlung 
beschlossene Gebietsreform, die das 
Elsaß als politische Einheit vernichtet 
hat, und die im Lande erfolgten Reak-
tionen behandelt.
Nützlich sind die in dem umfang-
reichen „Anhang“ vermittelten Infor-
mationen über die elsässische Fahne, 
das Wappen des Elsaß und das elsäs-
sische Fahnenlied (die „Hymne des 
Elsaß“) sowie die Ausführungen von 
Pierre Klein zur sprachlichen Lage im 
Elsaß, Auszüge aus seinem Buch „Das 
Elsaß verstehen“. Besonders wertvoll 
ist das fast 60seitige „Nachwort“ des 
Verlegers, Yoran Embanner (Yoran 
Delacour), dessentwegen schon es 
sich lohnt, das Buch zu erwerben. 
Er schreibt mit erfreulicher Klarheit 
und Eindeutigkeit, „redet Fraktur“ und 
nennt die Dinge mit einer Unmißver-
ständlichkeit beim Namen, wie es 
offenbar einem Bretonen zu tun er-
laubt ist, einem Elsässer offensichtlich 

nicht (leider ist auch hier die Überset-
zung beklagenswert). Er äußert sein 
Unverständnis damit, daß die elsässi-
sche Mundart bzw. das Deutsche, das 
er vor mehr als 50 Jahren bei seinem 
ersten Elsaß-Besuch noch im überwie-
genden Gebrauch vorgefunden hatte, 
innerhalb kurzer Zeit verschwunden 
ist, vergleicht mit der in der Bretagne 
gegensätzlichen Bewegung und spart 
nicht mit Kritik.
„Es ist wahr, dass es uns in der 
Bretagne ziemlich gleichgültig ist, 
welche Meinung man in Paris über die 
Bretonen haben könnte“ (S. 414). „Die 
Französisierung geht viel weiter. Man 
muss alles abrasieren, was den be-
sonderen Charakter vom Elsass aus-
machte. Man behält nur, was bild-
hübsch und folkloristisch ist, weil es 
für den Tourismus gut ist, und politisch 
harmlos, zum Beispiel der Guglhupf, 
die elsässische Haube mit der trikolo-
ren Kokarde, Hansi und die Störche, die 
Kitschkultur“ (S. 423). „Der Wille Nach-
namen und Ortsnamen aus Elsass und 
Mosel zu francisieren hat hier Formen 
angenommen, die an ein satirischen 
Theaterstück mit König Ubu erinnern. 
Seit langem tötet die Lächerlichkeit 
in Frankreich nicht mehr“ (S. 425). 
„Man muss leider feststellen, dass ein 
frankophiler Elsässer automatisch ger-
manophobe (deutschfeindlich) wird. 
Dabei lehnt er alles ab, was deutsch 
und demzufolge alles was elsässisch 
ist“ (S. 430). „Es ist im Endeffekt viel 
leichter mit den Wölfen zu heulen. 
Es ist offensichtlich, dass dieses Ver-
halten das Ergebnis einer geistigen 
Vergiftung ist, die bewusst seit der 
Eroberung und der Annexion vom 
Elsass 1648 eingeimpft worden ist“ 
(S. 430). Embanner spricht alle Ge-
sichtspunkte an, die bei der Selbstver-
gewisserung und der Selbstdarstellung 
des Elsaß eine Rolle spielen – etwa das 
Turenne-Denkmal in Türkheim und 
die Gedenkstätte in Schirmeck –, und 
scheut sich keineswegs, „politisch 
Inkorrektes“ niederzuschreiben.
Es folgen Quellentexte zur Nutzung 
des Struthofs ab dem Herbst 1944 und 
zum Martyrium elsässischer und loth-
ringischer Kinder im Lager Margueritte 
(Winter 1944/45). Hier wie dort sind 
auch bretonische autonomistische 
Politiker umgekommen.
Die Mängel des Buches, die in einer 
zweiten Auflage aber ausgeglichen 
werden könnten, sind nicht zu verken-
nen. Trotzdem vermag das Buch seine 
Leser zu bereichern.   

Dr. Rudolf Benl
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„Ein Mann geht seinen Weg“ – Julius Leber (1891–1945) 
Zum 125. Geburtstag
Von Dr. Jürgen W. Schmidt (Berlin)

„Ein Mann geht seinen Weg“, so 
nannte sich die 1952 erstmals er-
schienene Ausgabe von Schriften 
und Briefen des am 5. Januar 1945 
in Berlin-Plötzensee hingerichteten 
SPD-Politikers und vormaligen Reichs-
tagsabgeordneten Julius Leber, des-
sen Geburtstag sich vor kurzem zum 
125. Male gejährt hat. Nach Julius
Leber sind heute in Deutschland 
Kasernen in Berlin und Husum, Schu-
len, Straßen und Brücken benannt. In 
der Nähe des Reichstagsgebäudes 
in Berlin erinnert eine von insgesamt 
96 Gedächtnisstelen für ermordete 
Reichstagsabgeordnete an ihn. 
Wenn man das Leben von Julius 
Leber näher betrachtet, dann wird 
man unwillkürlich an seinen fünf 
Jahre älteren elsässischen Lands-
mann Eduard Stadtler (siehe „Der 
Westen“ Nr. 1/2 2015) erinnert. Dies 
liegt nicht allein nur darin begründet, 
daß beide aus dem Elsaß stammten. 
Julius Leber kam nämlich wie der aus 
Hagenau gebürtige Stadtler im 
Elsaß, in der oberelsässischen Dorfge-
meinde Biesheim (elsässisch „Biese“ 
genannt), zur Welt. Beide stammten 
aus einfachen Verhältnissen, hatten 
eine schwere Kindheit, erhielten trotz-
dem eine gute Schulbildung, und bei-
de studierten später an der Universität 
Straßburg, sogar die gleichen Fächer, 
Geschichte und Nationalökonomie, 
beide wurden später zum Doktor pro-
moviert, und beide nahmen als deut-
sche Patrioten am Ersten Weltkrieg 
teil, Stadtler bis zu seiner Gefangen-
nahme durch die Russen als Vize-
feldwebel, Leber sogar als Leutnant. 
Sofort nach dem Ende des Weltkriegs 
wurden beide politisch sehr aktiv, bei-
de wurden schließlich Reichstagsab-
geordnete. Nur ihre politische Ausrich-
tung war spiegelbildlich umgekehrt. 
Während Stadtler auf Grund seiner Er-
lebnisse in russischer Gefangenschaft 
zum glühenden „Antibolschewisten“, 
zum Konservativen und später sogar 
zum Nationalsozialisten wurde, stand 
Leber ganz fest auf dem Boden der 
Weimarer Republik und war engagier-
ter Sozialdemokrat. 
Ab 1933 unterschied sich ihr Lebens-
lauf. Während der vormalige SPD-
Politiker Leber im KZ saß und 

später zu den Verschwörern des 
20. Juli stieß, war Stadtler de facto ein 
(zeitweiliger) „Sieger der Geschichte“, 
obwohl er als nunmehriges NSDAP-
Reichstagsmitglied auch nicht glück-
lich wurde und in der NSDAP nur 
eine unbedeutende Außenseiterrolle 
spielte. Der Tod sollte dann beide 
Elsässer schnell und fast zur gleichen 
Zeit wieder vereinen. Leber wurde von 
den Nationalsozialisten Anfang 1945 
hingerichtet, Stadtler verstarb nur 
neun Monate später in einem sowjeti-
schen Speziallager. Beide waren zu-
tiefst politisch denkende und handeln-
de Menschen, dabei aber auch zwei 
echt alemannische Dickschädel. Wäh-
rend Stadtler wegen seiner NSDAP-
Mitgliedschaft im heutigen Deutsch-
land zur Unperson geworden ist, zählt 
der aufrechte SPD-Mann Julius Leber 
heute formal zur offiziellen Tradition 
der SPD1,  was aber weitgehend dem 
Umstand geschuldet ist, daß Leber lan-
ge Jahre in Lübeck lebte und hier ein 
Vorbild für den jungen Herbert Frahm 
war, der als Willy Brandt langjähri-
ger SPD-Vorsitzender und deutscher 
Bundeskanzler werden sollte und sich 
zeitlebens als Julius Lebers geistigen 
Ziehsohn betrachtete.

Julius Leber kam am 16. Novem-
ber 1891 als Sohn der ledigen und 
katholischen, damals 23jährigen 
Elsässerin Katharina Schubetzer 
in deren Elternhaus in dem kleinen 
Dörfchen Biesheim zur Welt. Laut 
des dörflichen Geredes wäre der 
Vater des Jungen irgendeine „hoch-
geborene Persönlichkeit“ gewesen. 
Doch wußte man eigentlich nur, daß 
Katharina Schubetzer im angrenzen-
den Frankreich als Dienstmädchen in 
Stellung gewesen war und schwan-
ger sowie mit einem guten Stück 
Geld versehen von dort zurückkehrte. 
Von dem mitgebrachten Geld kaufte 
man in ihrer armen, doch sparsamen 
Familie sogleich ein Stückchen 
Acker. Weil Katharina also nicht völlig 
unvermögend war, heiratete vier Jah-
re später der damals dreißigjährige 
Maurer und Tagelöhner Jean Baptiste 
Leber die ledige Mutter und erkannte 
bei der Gelegenheit den vaterlosen 
Jungen als sein Kind an. Beide Eltern 
waren fleißige Menschen, obwohl Julius 
natürlich mehr an der Mutter als an 
dem Stiefvater hing. 
Die eigentlich prägende Gestalt seiner 
Kinderjahre war indessen der Großvater 
mütterlicherseits, Jerôme Schubetzer. 
Nach ihm hatte der kleine Jungen auch 
seinen ersten Vornamen „Hieronymus“ 
erhalten, obwohl sich Leber später 
seltsamerweise immer gemäß seinem 
zweiten Vornamen Julius nannte. 
Lebers Großvater war noch zu franzö-
sischer Zeit im Elsaß groß geworden. 
Deshalb empfand er die alten franzö-
sischen Zeiten als die guten Zeiten 
und ließ an der neuen deutschen Ver-
waltung kein gutes Haar. Er führte hier 
mitunter so „böse Redensarten“, daß 
wohlwollende Beamte während des 
Ersten Weltkriegs den auf Heimat-
urlaub befindlichen Leutnant Julius 
Leber baten, doch auf seinen Groß-
vater mäßigend einzuwirken, weil es 
mit ihm seiner ausgeprägt frankophilen 
Haltung wegen während des laufen-
den Kriegs ein schlechtes Ende neh-
men könne. Doch Leutnant Leber, der 
seinen Großvater genau kannte, erwi-
derte darauf nur hilflos: „Da käme ich 
schön an, nichts besseres wünscht er 
sich, als verhaftet zu werden. Er käme 
sich wie ein glorioser Held vor, wenn 

Julius Leber 
(Bildquelle: Julia Heinemann / Deut-
sches Historisches Museum, Berlin)
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ihn deutsche Soldaten mit aufgepflanz-
tem Bajonett abführten, und den Rest 
seines Lebens würde er von diesem 
Ruhme zehren.“ 
Daß Julius Leber nicht ein solcher 
Franzosenfreund wurde wie sein 
leiblicher Großvater, verdankte er 
vor allem dem deutschen Schul-
system. Dank der Fürsprache des 
katholischen Ortsgeistlichen erhielt 
der begabte Junge nicht die übliche  
Grundschulbildung, sondern eine 
höhere Schulbildung. Im benachbarten 
Großherzogtum Baden, an der „Groß-
herzoglichen Höheren Bürgerschule“ 
in Breisach, erwarb Julius Leber eine 
abgeschlossene Realschulbildung mit 
der begehrten Berechtigung zum „Ein-
jährigendienst“. Er brauchte also auf-
grund seiner höheren Schulbildung nur 
ein Jahr Wehrdienst abzuleisten, nicht 
zwei, und konnte anschließend sogar 
Reserveoffizier werden. Seinen städ-
tischen Mitschülern erschien Julius 
Leber immer als ein gesunder, doch 
sehr ländlich geprägter Bauernbube. 
Leber wurde durch seinen Schulbe-
such indessen dem dörflichen Le-
ben und einer möglichen Zukunft als 
elsässischer Kleinbauer entfremdet 
und suchte nun in einem bürgerlichen 
Lebenszuschnitt seine Zukunft. 
Zunächst trat er in der Breisacher 
Tapetenfabrik Erismann und Cie. eine 
kaufmännische Lehre an. Hierbei 
ersparte er sich etwas Geld, welches 
er später durch Stundengeben er-
gänzte, und ermöglichte sich so bei 
sehr sparsamer Lebensweise, in den 
Jahren 1910 bis 1912 die Oberreal-
schule in Freiburg im Breisgau mit dem 
Ziel, das Abitur abzulegen, zu besu-
chen. Als Primus hätte er im Sommer 
1912 sogar die Abschlußrede in der 
Freiburger Festhalle halten sollen, 
doch dazu kam es nicht. Der junge 
Julius Leber war nämlich unterdessen 
Sozialdemokrat geworden, und darauf-
hin ließ man ihn zu dieser Ehre nicht zu. 
Warum Julius Leber in so jungem Alter 
Sozialdemokrat wurde, ist nicht über-
liefert, und man kann nur Vermutun-
gen anstellen. Einerseits dürften viele 
Reden des Großvaters bei ihm doch die 
Ansicht erweckt haben, daß die Elsäs-
ser im Deutschen Reich nur Menschen 
zweiter Klasse seien. Andererseits war 
gerade die Sozialdemokratie im Groß-
herzogtum Baden sehr reformorientiert 
und liberal gesinnt. Sie mutete deshalb 
fast bürgerlich an und war keineswegs 
auf Klassenkampf und blutige Revo-
lution eingeschworen. Nicht umsonst 
fiel der junge, charismatische und 

patriotische Führer der badischen 
Sozialdemokraten, der 40jährige jüdi-
sche Rechtsanwalt Dr. Ludwig Frank, 
als einziger der vielen deutschen 
Reichstagabgeordneten als deutscher 
Offizier, und zwar gleich zu Kriegsbe-
ginn in Lothringen. Julius Leber war, 
darin seinem Großvater ungleich, nie 
frankophil gesinnt, sondern immer ein 
deutscher Patriot, der auch zu Zeiten 
des Dritten Reichs niemals auf den 
Gedanken kam, aus Deutschland zu 
emigrieren, etwa ins nunmehr franzö-
sische Elsaß oder in das bis 1935 nicht 
der deutschen Hoheit unterstehende 
Saargebiet. 
Nach seinem 1912 abgelegten Abitur 
studierte Leber im Hauptfach National-
ökonomie (Volkswirtschaft), daneben 
auch andere Fächer wie Geschichte, 
welche das Hauptfach von Eduard 
Stadtler war. Als Elsässer schrieb sich 
Leber an der Universität Straßburg ein, 
doch konnte er das Studium erst nach 
dem Ersten Weltkrieg beenden.  Am 
2. bzw. am 3. August 1914 meldete 
sich der junge, kräftige und sportliche 
Student Leber als Kriegsfreiwilliger. Ob 
sich Leber damit für seine von Frank-
reich unmittelbar bedrohte elsässische 
Heimat persönlich einsetzen wollte 
oder ob er dies nur tat, weil er ohne-
hin mit seiner baldigen Einberufung 
habe rechnen müssen, darüber strei-
ten sich seine Biographen. Da Leber 
eine vorzügliche militärische Karriere 
absolvierte und mit entsprechenden 
Auszeichnungen bedacht wurde, ver-
mute ich ersteres. Als Student in einem 
national gesinnten Umfeld konnte man 
sich dem damals weithin in Deutsch-
land herrschenden nationalen Rausch  
kaum entziehen. 
Julius Leber wurde als Kriegsfreiwilliger 
im 3. Oberelsässischen Feldartillerie-
regiment Nr. 80 angenommen, das im 
Frieden in Colmar und in Neu-Breisach 
in Garnison lag. Nach einer Schnell-
ausbildung kämpfte er zuerst im Elsaß, 
in der Gegend um Sennheim und Mül-
hausen, später in Lothringen. Ab dem 
Winter 1914/15 nahm er am Stellungs-
krieg in Frankreich und Flandern, vor 
allem an der Schlacht um Ypern teil. 
Als „Einjähriger“ war Leber ein poten-
tieller Anwärter auf den Rang als Re-
serveoffizier und wurde schon am 22. 
März 1915 zum Leutnant befördert. Im 
Laufe des Kriegs wurde Leber mehr-
fach schwer verwundet und erlitt auch 
einmal eine Gasvergiftung. Neben 
dem Fronteinsatz in Frankreich kam er 
einmal kurzzeitig an der Ostfront zum 
Einsatz. Außer mit dem wohlverdien-

ten Verwundetenabzeichen dekorierte 
man Leutnant Leber im Laufe des Krie-
ges mit dem Eisernen Kreuz Zweiter 
und Erster Klasse, und er rückte zum 
Batteriechef auf. Obwohl er Sozial-
demokrat war, warf man ihm später zu 
Weimarer Zeiten in kommunistischen 
Kreisen vor, noch im November 1918 
mit seinen Soldaten gegen revolutio-
näre Soldatenräte in Baden vorgegan-
gen zu sein. 
Ins heimatliche Elsaß konnte der 
Leutnant nach Kriegsende nicht 
zurückkehren, da es mittlerweile 
französisch besetzt war. So behielt 
man nach Kriegsende den militärisch 
bewährten und anscheinend auch als 
politisch völlig zuverlässig erachteten 
Leutnant Leber in den Diensten der 
Reichswehr. Man entsendete den da-
maligen Batteriechef der 3. Batterie des 
Artillerieregiments 37 mit seiner Einheit 
zum „Grenzschutz Ost“ nach West-
preußen, wo er polnische Versuche zur 
Besetzung von Teilen Westpreußens 
abwehrte. Aus der Gegend von Grau-
denz mußte sich Leber schließlich mit 
seinen Soldaten nach Hinterpommern 
in die Nähe der Stadt Belgard zurück-
ziehen, weil der Versailler Vertrag die 
Abtretung des größten Teils von West-
preußen verfügt hatte. Hier in Pom-
mern endete die militärische Karriere 
des sich damals im Militär anschei-
nend sehr wohl fühlenden jungen Offi-
ziers jäh, und Leber schwenkte ebenso 
jäh in eine politisch linke Richtung ab. 
Ursache dafür war der Kapp-Putsch 
vom März 1920. 
Zwar war in großen Teilen Deutsch-
lands der Kapp-Putsch nur ein Anlaß 
für linke Kräfte, unter dem Vorwand 
von dessen Abwehr einen linken 
Gegenputsch zur Errichtung eines 
Rätedeutschland zu unternehmen 
(vor allem im Ruhrgebiet und in 
Thüringen), doch gab es gerade im östli-
chen Preußen (Ostpreußen, Pommern, 
Teile von Schlesien) ernsthafte Ver-
suche von lokalen Reichswehrführern, 
die rechtmäßige deutsche Regierung 
zu stürzen. Batteriechef Leber, der sich 
schon im Januar 1920 von der SPD in 
Belgard ein neues SPD-Mitgliedsbuch 
hatte ausstellen lassen, trat sehr ent-
schieden gegen rechtsputschistische 
Tendenzen der örtlichen Reichswehr 
auf, zögerte schließlich nicht, seine 
republiktreuen Soldaten in den Kampf 
gegen putschende Reichswehrtruppen 
zu schicken, und führte mehrfach Be-
fehle seiner Vorgesetzten nicht aus. 
Nach der Niederschlagung des Kapp-
Putsches wurden zahlreiche Putsch-
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offiziere, aber auch der Leutnant 
Leber, welcher eigentlich die Republik 
verteidigt hatte, aus der Reichswehr 
entlassen. Diese unverdiente Entlas-
sung hat Leber, der mehrfach erfolg-
los dagegen Einspruch erhob, nie so 
richtig verwunden. Ab sofort war Julius
Leber ein sehr engagierter, kämpfe-
risch gesinnter Verteidiger der Weima-
rer Republik, der nichts mehr haßte als 
verknöchertes konservatives Militär.2  
Aus seiner persönlichen Sicht ist 
ihm das auch nicht zu verdenken, 
wenngleich das bei ihm gleichfalls 
zu einer gewissen Verknöcherung, 
einem gewissen Starrsinn im politi-
schen Denken führte, der ihm oftmals 
schadete, insofern als er sich selbst 
dann nicht auf Kompromisse einließ, 
wenn es nützlich gewesen wäre. Von 
den Verschwörern des 20. Juli als 
künftiger deutscher Innenminister vor-
gesehen, hätte es Leber bei Gelin-
gen des Putsches jedenfalls nicht am 
Mut zur Verantwortung gefehlt, und 
er wäre wohl sehr scharf gegen die 
Nationalsozialisten und deren Anhän-
ger vorgegangen. Vor hohen Militärs 
jedenfalls hatte der durch seine Kapp-
Putsch-Erfahrungen belehrte Leber 
keinerlei Respekt mehr und hätte ihnen 
gewiß scharf auf die Finger gesehen 
und sich auch als Zivilist schonungs-
los durchzusetzen versucht. Leber 
ist diese Prüfung seiner Eignung als 
deutscher Innenminister auf Grund 
seiner frühzeitigen Verhaftung und des 
Scheiterns der Verschwörung erspart 
geblieben, und inwieweit ihm seine 
politischen Erfahrungen genutzt und 
inwieweit sie zum Nutzen Deutsch-
lands ausgereicht hätten, bleibt des-
halb eine Frage der Spekulation. 
Der so jäh entlassene Leutnant 
kehrte an seine vormalige Universität 
Freiburg zurück, schloß im Schnell-
verfahren sein Studium ab und 
wurde am 3. Dezember 1920 mit dem 
Prädikat „cum laude“ (mit Lob) zum 
Doktor der Nationalökonomie (Dr. rer. 
pol.) promoviert. In seiner Dissertati-
on befaßte sich Julius Leber mit dem 
Thema „Die ökonomische Funktion 
des Geldes im Kapitalismus“. Da der 
Marxismus im allgemeinen politischen 
Denken in Deutschland damals eine 
immer größere Bedeutung erlangte, 
ist eine derartige Untersuchung gewiß 
sinnvoll gewesen, zumal sein Frei-
burger Doktorvater Professor Diehl als 
großer Kenner der Geld- und Preis-
theorie und der ökonomischen 
Lehren von Karl Marx galt. Mit seinen 
29 Jahren stand der frischgebackene

Doktor und Leutnant a. D. Julius 
Leber vor der Frage, welchen bürger-
lichen Beruf er ergreifen solle. Obwohl 
es Berufsangebote aus der Industrie 
gab, entschloß sich Julius Leber zu 
einer vorrangig politischen Tätigkeit 
und wurde fast am anderen Ende 
Deutschlands, nämlich in der alten 
Hanse- und Kaufmannstadt Lübeck, 
Redakteur einer sozialdemokratischen 
Tageszeitung. 
Am 15. März 1921 begann Leber seine 
Tätigkeit als Redakteur am „Lübecker 
Volksboten“. Die Auflage der Zeitung 
erhöhte sich unter Leber von 7 000 
Exemplaren (1921) auf 14 000 Exem-
plare (1932), wobei der junge Natio-
nalökonom Leber alle möglichen Arti-
kel zu politischen und wirtschaftlichen 
Themen und auch Leitartikel ver-
faßte. Seitens der Lübecker Sozial-
demokraten setzte man daraufhin 
Dr. Leber bereits nach einem hal-
ben Jahr Redakteurstätigkeit auf den 
sicheren Listenplatz 7 der Wahlliste 
und ließ ihn dadurch zum Mitglied der 
„Bürgerschaft“ (Abgeordnetenhaus von 
Lübeck) wählen. Der junge Sozial-
demokrat war in der ersten Hälfte der 
zwanziger Jahre in gewissem Maße 
vom Marxismus geprägt, legte diese 
Prägung ca. ab 1925 im Lichte der 
aktuellen Entwicklung in Deutschland, 
insbesondere wegen der unerfreuli-
chen Erscheinung der sowjethörigen 
KPD, völlig ab und stand fest auf dem 
Boden der Weimarer Republik. Des-
halb war Leber aktiv daran beteiligt, als 
sich die von der alten Sozialdemokratie 
1917 abgespaltenen „Unabhängigen 
Sozialdemokraten“ (USPD) in ihrer 
Masse wieder zur SPD zurückbeweg-
ten, wenngleich deren radikalste Ele-
mente zur KPD übergingen. 
Marx wurde von Leber zwar als 
„großer Soziologe der menschlichen 
Gesellschaft seiner Zeit“ geschätzt. 
Doch bezifferte er die Zeit von Marx auf 
die Jahre von 1840 bis 1880, sprach 
ihm also damit die Gültigkeit seiner 
Lehren für die Gegenwart, also für die 
Zeit der Weimarer Republik, grund-
sätzlich ab. Die marxistische Theorie 
erschien Leber als „abgelebt“, was 
auch ein Grund dafür sein könnte, daß 
man Leber heute zwar im allgemeinen 
zu den offiziellen Traditionen der So-
zialdemokratie rechnet, aber dennoch 
nicht mehr viel mit ihm zu tun haben 
möchte, denn ein Marxist war Leber 
ab 1925 gewiß nicht mehr, eher das 
Gegenteil. 
In der Reichsleitung der SPD wurde 
man frühzeitig auf das geistige Poten-

tial des Lübecker Zeitungsredakteurs 
aufmerksam, und von 1924 bis 1933 
saß Julius Leber ohne Unterbrechung 
als SPD-Abgeordneter im Reichs-
tag, wo er gewiß auch seinem elsäs-
sischen Landsmann und politischen 
Gegner Eduard Stadtler begegnet ist, 
wenngleich über das persönliche Ver-
hältnis der beiden nichts überliefert 
ist. Im Juli 1925 hielt der Reichstags-
abgeordnete Leber seine Jungfern-
rede im Reichstag zu einem natio-
nalökonomischen Thema. Er sprach 
über das  „Anleiheablösungsgesetz“ 
und die damit verbundene Aufwer-
tungsfrage der deutschen Währung, 
ein Thema also, über welches er dank 
seiner Dissertation genau Bescheid 
wußte. Ansonsten entwickelte er sich 
aber schnell zum „Wehrexperten“ der 
SPD im Reichstag, was bei der mili-
tärischen Vergangenheit von Leber 
kein Wunder war. Leber wußte genau, 
daß die Frage nach der Stellung der 
Reichswehr die Frage nach der Macht 
im Staate war. Er vertrat die Ansicht, 
die SPD solle Wehrfragen nicht instink-
tiv feindlich angehen, sondern stets 
ruhig und sachlich behandeln. Aller-
dings bestand seine politische Linie 
darin, die Reichswehr strikt auf die Ide-
en der Weimarer Republik zu verpflich-
ten und sie nicht gemäß den Ansichten 
des führenden Reichswehrgenerals  
und Militärtheoretikers v. Seeckt ein 
„Staat im Staate“ sein zu lassen, ihr 
damit in etwa eine Rolle zuzubilligen, 
wie sie in der Türkei seit den Zeiten 
Kemal Atatürks bis in die Gegenwart das 
Militär innehat. Dabei führte Leber stets 
eine spitze Zunge und bezeichnete 
beispielsweise den der eigentlich der 
SPD verbündeten Deutschen Demo-
kratischen Partei (DDP) angehörenden 
Reichswehrminister Otto Geßler öfters 
mit despektierlichen Bezeichnungen 
wie „republikanische Paradepuppe“ 
oder „Otto den ewigen Kleber [am 
Ministeramt]“. 
Auch machte es ihm die eigene Par-
tei nicht leicht, wenn man innerhalb 
der SPD aus vorwiegend stimmenha-
scherischen Gründen, nämlich um in 
der antimilitaristischen Kritik mit der 
Konkurrenz von der KPD mithalten zu 
können, Agitation gegen den „Panzer-
kreuzerbau“ entfachte. Sachlich war 
die Erneuerung des verschlissenen, 
ohnehin zahlenmäßig sehr geringen 
Schiffsbestandes der Reichsmarine 
durchaus geboten. Doch wollte man 
bei dieser unpopulären Maßnahme 
gern anderen Parteien den Vortritt 
lassen. Ein sozialdemokratisches Ver-
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halten also, das auch heute keineswegs 
selten ist. Kein Wunder, daß Julius 
Leber seiner Frau brieflich über die 
„heftige Debatte um den dreimal ver-
fluchten Panzerkreuzer B“ schrieb, die 
nur dazu führe, daß man nun jedes 
Jahr im Reichstag eine „Wehrdebatte“ 
führen werde. 
Dabei sah Julius Leber deutlich 
Gefahren viel größeren Ausmaßes 
für die Weimarer Republik aufsteigen. 
Neben der immer sowjethöriger und 
totalitärer auftretenden KPD begann ab 
1928 die NSDAP rasch an politischem 
Einfluß zu gewinnen. Leber sah es mit 
großer Sorge, daß junge, idealistisch 
gesinnte Reichswehrleutnants wie 
Richard Scheringer nationalsozialisti-
sche Zellen in der Reichswehr aufbau-
ten, anstatt sich der seiner Meinung 
nach richtigen Lehre der Sozialdemo-
kraten zu ergeben. Daß Scheringer sich 
infolge seiner Festungshaft in der pom-
merschen Festung Gollnow, die er 
gemeinsam mit Kommunisten absaß, 
später dem Kommunismus zuwandte, 
konnte den überzeugten Sozialdemo-
kraten Leber nicht glücklicher machen. 
Auch über manche der doktrinär-
pazifistischen Auffassungen innerhalb 
der SPD, wo man das Militär meist 
rundweg ablehnte, konnte sich Julius 
Leber immer sehr erregen, denn als 
vormaliger Offizier mit sechs Jahren 
Kampferfahrung hatte er andere Auf-
fassungen von Rolle und Bedeutung 
des Militärs in Deutschland gewonnen. 
Im persönlichen Umgang mit sozial-
demokratischen Spitzenpolitikern ge-
wann Leber von vielen seiner Par-
teifreunde keine sonderlich positive 
Meinung, so daß er vom „Versagen 
einer Führergeneration“ sprechen 
mußte, als er sich nach dem Macht-
antritt der Nationalsozialisten 1933 in 
einer speziellen Schrift mit den Grün-
den für das politische Versagen der 
deutschen Sozialdemokratie (sein 
Manuskript „Die Todesursachen der 
deutschen Sozialdemokratie“) be-
schäftigte. Leber hatte sich „Männer, 
die rücksichtslos ihren Weg gehen“ ge-
wünscht, keine Dogmatiker, Debatten-
künstler, Leisetreter und Intriganten. 
Dementsprechend harsch fielen später 
seine Urteile über „Parteifreunde“ aus. 
So wurde der schwer kriegsbeschä-
digte Kurt Schumacher, der einen 
ganz ähnlichen persönlichen Entwick-
lungsgang wie Julius Leber aufwies, 
von ihm als „verbissener doktri-
närer Kaffeehausmarxist“ bezeichnet, 
was der aufrechte Westpreuße 
Schumacher keineswegs verdiente. 

Den Sekretär der SPD-Reichstagsfrak-
tion hingegen charakterisierte Julius 
Leber noch vernichtender und ließ 
dabei sogar deutliche antisemitische 
Untertöne anklingen, die damals selbst 
in sogenannten „fortschrittlichen“ Krei-
sen Deutschlands durchaus vorhanden 
waren. Leber schrieb über jenen Paul 
Hertz, er sei „der typische Vertreter 
jener jüdischen Zwischenschicht, die 
zwar schon die erste Stufe des Erfolgs 
hinter sich gelassen hat, aber noch 
nicht auf der Hochebene kultureller und 
menschlicher Sicherheit angelangt ist“. 
Auch solche Äußerungen trugen dazu 
bei, daß man sich in der heutigen So-
zialdemokratie höchstens äußerlich mit 
Julius Leber zu identifizieren sucht. 
Einige Worte zum Persönlichen 
Julius Lebers sollen folgen, die 
seinen weiteren, sehr unglücklichen 
Lebensweg von 1933 bis zur Hinrich-
tung 1945 verständlicher machen kön-
nen. 1924 konnte Leber im Rahmen 
einer Urlaubsreise noch einmal das 
heimatliche Elsaß aufsuchen, wobei 
er im „Lübecker Volksboten“ ausführ-
lich über seine Reiseeindrücke berich-
tete. 1927 gelang es Julius Leber, in 
seiner neuen Heimat Lübeck in eine 
bildungsbürgerliche Familie einzu-
heiraten und eine Frau zu erringen, 
die fürderhin treu und unermüdlich zu 
ihrem Mann stand, obwohl er es 
ihr nicht immer leicht machte. 1927 
heiratete er die aus einer säkularisier-
ten jüdischen Familie stammende An-
nedore Rosenthal, die als „Annedore 
Leber“ nach 1945 sehr viel tat, um das 
politische Erbe und zugleich das Ge-
denken an ihren hingerichteten Mann 
in Deutschland aufrecht zu erhalten. 
Der Vater von Annedore war Gymna-
sialdirektor und angesehener Päda-
goge in Lübeck, und Annedore Rosen-
thal hatte das Abitur abgelegt und fünf 
Semester Jura studiert, ehe sie sich 
entschloß, ihr Studium abzubrechen 
und Schneiderin zu werden. Später 
legte sie die Schneidermeisterinnen-
prüfung ab und konnte damit während 
der Haftzeit ihres Mannes und auch 
während der Zeit von dessen – wenig 
einträglicher – kaufmännischer Tätig-
keit die Familie unterhalten. 
Der Ehe, die von der Familie der 
Braut keineswegs begrüßt wurde, 
entsprangen zwei Kinder namens 
Katharina (geboren 1929) und 
Matthias (geboren 1931); daneben 
existierte erstaunlicherweise noch 
eine außereheliche Tochter Lebers. 
Während der Haft von Leber hatte sich 
deshalb seine Frau Annedore zusätz-
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lich mit den Unterhaltsangelegenheiten 
für diese Tochter herumzuschlagen, 
und sie scheint von ihrem Einkommen 
als Schneiderin anständigerweise so-
gar den Unterhalt für die uneheliche 
Tochter ihres Mannes bestritten zu haben.
Man muß es leider sagen: Alko-
hol und Frauen waren die zwei gro-
ßen Schwächen von Julius Leber. 
Massiver Alkoholgenuß führte dazu, 
daß der bekannte und bei den Lübek-
ker Nationalsozialisten entsprechend 
unbeliebte Sozialdemokrat Anfang 
Februar 1933 in Haft genommen wur-
de und später in „Schutzhaft“ lange in 
Konzentrationslagern einsaß. Ähnlich 
wie in Berlin wollte die NSDAP anläß-
lich der Machtübernahme in Lübeck 
am 31. Januar 1933 einen großen 
Fackelzug veranstalten. Julius Leber, 
der sich den ganzen Abend aus poli-
tischem Kummer erheblich dem Alko-
hol ergeben hatte, geriet schon früh 
am Abend in Konflikte mit der Polizei 
und Restaurantgästen. Zu seiner per-
sönlichen Sicherheit sollten ihn zwei 
Reichsbannerleute (Wehrorganisation 
der SPD) nach Haus geleiten. Als sich 
Leber, beträchtlich alkoholisiert, um 
3 Uhr in der Begleitung seiner beiden 
Beschützer nach Haus begab, stieß 
man dabei zufällig auf Nationalsozia-
listen, wobei sich zuerst Wortgefechte 
und später Tätlichkeiten entwickelten, 
wobei der Reichsbannermann Rath 
einen der Nationalsozialisten erstach 
und Julius Leber Schlägereiverlet-
zungen davontrug. Von den Lübecker 
Nationalsozialisten wurde später be-
hauptet, Leber habe seinem Begleiter 
Rath „Stich zu!“ zugerufen, was Leber 
entschieden bestritt. Jedenfalls wur-
de der stark angetrunkene Leber von 
der Polizei verhaftet, wobei er auf der 
Polizeiwache randalierte und darauf-
hin mit dem Gummiknüppel bearbeitet 
wurde. 
Nach 14 Tagen wurde Leber, damals 
noch Reichstagsabgeordneter, gegen 
Kaution aus der Untersuchungshaft in 
Lübeck entlassen, lehnte aber Auffor-
derungen zu Flucht und Emigration, 
die von politischen Freunden kamen, 
ab. Am 23. März 1933 verhafte man 
den Reichstagsabgeordneten Leber 
beim Betreten des provisorischen 
Reichstagsgebäudes in Berlin erneut, 
und die an diesem Tage stattfinden-
de Debatte über das Ermächtigungs-
gesetz für die Reichsregierung Hitler 
fand ohne ihn statt. Bis September 
1933 saß Leber nun erneut in Unter-
suchungshaft, wobei er in der Haft 
die bereits erwähnte Schrift über den 

Untergang der deutschen Sozialde-
mokratie verfaßte, während seine 
Frau durch Schneiderarbeiten für den 
Unterhalt der Familie und die Bezah-
lung der  Haft- und Gerichtskosten 
sorgte. Wie er seiner Frau aus der 
Haft mitteilte, gab er damals der Hitler-
Regierung etwa vier Jahre Amtszeit 
bis zu ihrem Zusammenbruch; dabei 
erlag er einem erheblichen Irrtum. Für 
sich selbst rechnete er mit einer Haft-
zeit von zwei Jahren, womit er sich 
ebenfalls irrte. Im Mai 1933 verurteilte 
man ihn nämlich wegen „Teilnahme 
an einem Raufhandel“ gemäß § 277 
StGB zu 20 Monaten Gefängnis und 
zugleich zu 50 Mark Geldstrafe wegen 
Beschädigung der Gefängniszelle bei 
seiner Arretierung. Auf die Gefängnis-
haft folgte nahtlos eine „Schutzhaft“ in 
den Konzentrationslagern Esterwege 
im Emsland und Sachsenhausen bei 
Berlin, die bis zum Mai 1937 währte. 
Trotz verschiedener Gnadengesu-
che seiner Frau bis hin zur „Kanzlei 
des Führers“ wurde Leber erst nach 
einigen Jahren aus dem KZ entlassen 
und sah nun seine berufliche Zukunft 
im nationalsozialistischen Deutsch-
land in einer kaufmännischen Tätig-
keit; immerhin hatte er einstmals den 
Kaufmannsberuf erlernt. Gemein-
sam mit seiner Familie siedelte Julius 
Leber deshalb von Lübeck nach 
Berlin über. Hier eröffnete Annedore 
Leber eine gut gehende Schneide-
rei, während die Kohlenhandlung 
Bruno Meyer und Nachfolger in Berlin-
Schöneberg, an der Julius Leber ab 
dem 1. Juni 1939 Teilhaber war und 
in der er als Angestellter arbeitete, 
finanziell nicht gut lief. Wichtig war je-
doch für Julius Leber, daß er in Berlin 
sogleich die Bekanntschaft mit dem 
Sozialdemokraten Gustav Dahren-
dorf erneuerte, der von 1924 bis 1933 
Redakteur des sozialdemokratischen 
„Hamburger Echo“ sowie Hamburger 
Bürgerschaftsabgeordneter und seit 
1932 auch SPD-Reichstagsmitglied 
gewesen war. Über Dahrendorf kam 
Julius Leber in vielfältige Verbin-
dungen zu Widerstandskreisen wie 
dem bürgerlich-konservativen Kreis 
um Carl Goerdeler, dem „Kreisauer 
Kreis“ um v. Moltke und schließlich zur 
militärischen Widerstandsgruppe um 
Oberst Graf Stauffenberg. 
Wie bereits erwähnt, behielt man hier 
den vormaligen sozialdemokratischen 
Reichstagsabgeordneten Leber, dem 
man auf Grund seiner immer noch 
kämpferischen Haltung großen Ein-
fluß auf die deutsche Sozialdemokratie 

zutraute, als künftigen Innenminister 
einer deutschen Übergangsregierung 
im Auge. Aus Tarnungsgründen führte 
Julius Leber äußerlich ein unauffälli-
ges bürgerliches Leben. Trotzdem kam 
ihm die Gestapo durch einen V-Mann 
auf die Spuren und verhaftete ihn be-
reits am 5. Juli 1944, also etwa zwei 
Wochen vor dem Attentat vom 20. Juli. 
Die Ursachen der Verhaftung sind bis 
heute unklar. Doch hatten die Wider-
ständler des 20. Juli auch Verbindung 
zu den stark spitzeldurchsetzten kom-
munistischen Kreisen gesucht, und 
hier ist höchstwahrscheinlich der vor-
malige Kommunist Hermann Rambow 
zum Verräter an Julius Leber gewor-
den. Man hatte jedenfalls mit den Kom-
munisten am 22. Juni 1944 erstmals 
Kontakt aufgenommen, und schon am 
5. Juli 1944 wurde Leber in seiner Ber-
liner Kohlenhandlung verhaftet. 
Wegen des Attentats vom 20. Juli 
verhörte man Julius Leber inten-
siv, und die Anklageschrift vom 
19. September 1944 warf ihm 
„Landesverrat, Feindbegünstigung, 
Hochverrat, Nichtanzeige eines hoch-
verräterischen Unternehmens“ vor. 
Die Gerichtsverhandlung fand am 
20. Oktober 1944 vor dem Volks-
gerichtshof in der Elsholtzstraße in 
Berlin-Schöneberg statt, den Prozeß 
leitete Roland Freisler. Im Verfah-
ren gegen fünf in Widerstandsaktivi-
täten verwickelte Sozialdemokraten 
(Julius Leber, Adolf Reichwein, 
Gustav Dahrendorf, Hermann Maass 
und Dr. Loeser) hatte nur Gustav 
Dahrendorf „Glück“ und kam mit 
einer Strafe von 7 Jahren Zuchthaus 
davon. Die anderen vier Beschuldig-
ten erhielten das Todesurteil und wur-
den mit Ausnahme von Julius Leber 
noch am selben Tage hingerichtet. 
Obwohl die Verschiebung der Voll-
streckung des Todesurteils bei Julius 
Leber, ebenso bei seiner Frau Anne-
dore anfangs gewisse Hoffnungen 
weckte, wurde Julius Leber am 
5. Januar 1945 in der Hinrichtungs-
stätte Berlin-Plötzensee gehängt.
Manches über die Aktivitäten von 
Julius Leber im Widerstand ist bis 
heute noch ungeklärt bzw. wird sich 
mangels Quellen vielleicht auch zu-
künftig nicht eindeutig klären las-
sen. So behauptete der Chef des 
Reichssicherheitshauptamtes, Ernst 
Kaltenbrunner, der nach dem 
Attentat auf Hitler fast täglich Be-
richte (in der historischen Forschung als 
„Kaltenbrunnerberichte“ bekannt und 
1961 von Karl-Heinrich Peter veröf-
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fentlicht) verfaßte und an Reichsleiter 
Bormann sandte, daß es zwischen 
dem als künftigen Reichskanzler vor-
gesehenen Carl Goerdeler und Oberst 
Stauffenberg erhebliche Gegensätze 
wegen der Kontakte Stauffenbergs 
zu den sogenannten „Arbeiterführern“ 
gegeben habe, deren Beteiligung an 
einer Übergangsregierung Stauffen-
berg im Gegensatz zu Goerdeler als 
unbedingt notwendig erachtete. 
Zusätzlich ist zu diesen „Arbeiterfüh-
rern“ im „Kaltenbrunnerbericht“ vom 
1. August 1944 (auf S. 118 der erwähn-
ten Publikation von Peter) festgehal-
ten: Bei den „Arbeiterführern“ handelt 
es sich mit Sicherheit um die früheren 
Abgeordneten Leber und Leuschner. 
Leber ging in der Besprechung vom 
16. Juni 1944 so weit, der Feindseite 
den Verzicht auf Ostpreußen, Elsaß-
Lothringen, den Sudetengau usw. an-
bieten zu wollen. Dagegen habe sich 
seitens der anderen Teilnehmer hefti-
ger Protest erhoben, weil man dies für 
eine zu weitgehende Konzession hielt, 
um einen erstrebten Verhandlungsfrie-
den zu erreichen. Goerdeler habe er-
klärt, daß er sowohl Stauffenberg als 
auch Leber nicht mehr nachliefe ….
Allein diese Stelle der „Kalten-
brunnerberichte“ verdeutlicht, daß 
sich künftighin eingehende histo-
rische Forschungen über die kon-
krete Haltung sowohl der deutschen 
Sozialdemokratie wie auch der deut-
schen Kommunisten zur Problema-
tik von Elsaß-Lothringen notwendig 
machen.

Anmerkungen:
1 Das beschränkt sich aber meistens auf 
die offizielle Erwähnung von Leber in Fest- 
und Sonntagsreden, während es in der 
Praxis so aussieht, daß beispielsweise die 
„Sozialdemokratische Bücherei“ der „Albert-
Schulz-Stiftung“ in Rostock unlängst ihr so 
gut wie ungelesenes Exemplar der vorzügli-
chen Leber-Biographie von Dorothea Beck 
„Julius Leber. Sozialdemokrat zwischen 
Reform und Widerstand. Einleitung von 
Willy Brandt“ (Berlin 1983) aus ihrem Biblio-
theksbestand aussonderte und in den Anti-
quariatshandel abgab, wo ich es erwerben 
konnte.     
2 Mancher Weltkriegsoffizier wurde da-
mals sogar zum Kommunisten, etwa der 
Schriftsteller und vormalige sächsische 
Hauptmann Arnold Vieth von Golßenau 
alias „Ludwig Renn“ und der spätere KPD-
Wehrexperte im Deutschen Reichstag 
Ernst Schneller.

Marie Hart: Üs unserer Franzosezit, Fouenant (Yoran Embanner) 2016, 
187 Seiten (ISBN 978-2-36747-023-8).

Marie Hart: Nos années françaises [Üs unserer Franzosezit]. Traduit de 
l’alsacien par Joseph Schmittbiel, Fouenant (Yoran Embanner) 2016, 
187 Seiten (ISBN 978-2-36747-022-1).

Im Verlag Yoran Embanner in Fouenant sind vor kurzem sowohl eine neue Auf-
lage von Marie Harts 1921 erschienenem Roman „Üs unserer Franzosezeit“ 
als auch gleichzeitig unter dem Titel „Nos années françaises“ eine französi-
sche Übersetzung des Buches erschienen. Joseph Schmittbiel hat die Über-
setzungstätigkeit geleistet. Im heutigen Elsaß dürfte das in unterelsässischer 
Mundart, der Mundart des Hanauer Landes um Buchsweiler, geschriebene 
Buch leider nur mehr von wenigen gelesen und verstanden werden. Es zu 
übersetzen war, wenn es im Lande bekannt werden sollte, unausweichlich. 
In Frankreich war die Verbreitung des Buches, nachdem es erstmals 1921 im 
Stuttgarter Verlag Greiner und Pfeiffer erschienen war, verboten.
Marie Hart, 1856 in Buchsweiler als Marie Hartmann geboren, schildert aus 
Augenzeugenschaft in dem Buch, was sich nach dem November 1918, also 
nach dem Einzug der Franzosen im Elsaß, im Unterelsaß abspielte. Mit ihrem 
Ehemann, der Württemberger, „Altdeutscher“, war, mußte sie die von ihr ge-
liebte und in vielen Büchern und Gedichten dargestellte Heimat verlassen. Sie 
starb 1924 in Bad Liebenzell, wo sie auch begraben ist. 
Marie Hart gehörte in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts zu den 
meistgelesenen deutschen erzählenden Humoristen. Ihre Sprachbeherr-
schung und vor allem die erstaunliche Menschenkenntnis und Fähigkeit, die 
nicht immer erfreulichen Regungen des menschlichen Gemüts bewegend und 
eindringlich darzustellen, machen ihre Bücher noch heute lesenswert. Sie war 
eine bedeutende Schriftstellerin des Realismus, die es auch östlich des Rheins 
und nördlich der Lauter wiederzuentdecken gilt. Glücklich, wer ihre Werke 
in der Ursprache zu lesen vermag und nicht – wie die meisten der heutigen 
Elsässer – auf Übersetzungen angewiesen ist! Daß Marie Harts Buch „Üs un-
serer Franzosezit“, das bis jetzt nur antiquarisch beschafft werden konnte, nun 
für alle der deutschen Sprache Mächtigen leicht über den Buchhandel erwor-
ben werden kann – und der deutsche Leser wird sich, auch wenn er nicht 
gewohnt ist, elsässische Mundartdichtung zu lesen, sehr rasch in Marie Harts 
Sprache hineinfinden –, ist außerordentlich zu begrüßen. Da das Buch natür-
lich vor allem im Elsaß bekannt werden soll, wo die Originalfassung allerdings 
leider weithin nicht mehr verstanden würde, hat es der bretonische Verleger 
Yoran Delacour (Embanner) dankenswerterweise gleichzeitig in französischer 
Übersetzung, von Joseph Schmittbiel geschaffen, herausgebracht.
Der Straßburger Historiker Bernard Wittmann äußerte sich anläßlich des 
Erscheinens der Übersetzung, es sei für Historiker unerläßlich, das Buch wahr-
zunehmen, wenn sie ihre Darstellungen ins Gleichgewicht bringen und die 
von der offiziellen, allein dem Ruhm der „Befreier“ verpflichteten Geschichts-
schreibung geschlagenen Pfade verlassen wollten. Das Buch sei für 
Historiker eine wahre Goldmine, ein grundlegendes Werk, das viele Vorstel-
lungen umstürzen und die Historiker zum Umdenken verpflichten werde. 
Wittmann dankte dem bretonischen Verleger, daß er den Elsässern ein solches 
Werk zur Kenntnis gebracht habe. 

BUCHHINWEIS
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Philippe Richerts Ansprache zur Erinnerung 
an die im 1. Weltkrieg bei Verdun Gefallenen

Schon zu Beginn des Jahres 2016 
hat Philippe Richert, Präsident der 
neuen Region Grand Est, in der das 
Elsaß aufgegangen ist, im Rahmen 
des Erinnerns an die Kämpfe bei 
Verdun die folgende Ansprache ge-
halten. Zunächst sei der französi-
sche Originaltext, danach eine deut-
sche Übersetzung geboten.

„C’est devant la mémoire de ces jeu-
nes soldats que nous nous sommes 
inclinés hier, lors de la commémora-
tion du Centenaire de Verdun.
Nous avons rendu hommage, aux 
soldats français tombés au Bois 
des Caures il y a juste cent ans, 
et dont la dépouille repose, depuis 
un siècle déjà, dans cette terre de 
Meuse. Une terre faite pour la vie et 
meurtrie par la guerre. Une terre qui 
finalement ressemble à ces jeunes 
hommes qu’elle renferme par mil-
liers et par milliers encore. C’est par 
la vie et ses promesses qu’ils étaient 
appelés. Ils ont accompli le sacrifice 
ultime, car il plaçaient l’amour de la 
France et le sens du devoir au-des-
sus de tout.
Nous savons alors où est notre de-
voir: transmettre la mémoire combat-
tante aux générations qui viennent. 
Transmettre la mémoire, la partager: 
c’est aussi le devoir du Conseil ré-
gional. Les collectivités humaines 
ne sont pas faites que pour gérer. 
Elles sont faites aussi pour porter 
une histoire et une mémoire.
Où que l’on aille et où que porte 
notre regard, de la Meuse jusqu’au 
Rhin: notre grande région a été mar-
quée dans sa chaire et dans son 
âme par les batailles et les tragédies 
de la Grande Guerre.
Le souvenir et l’exemple de ces sol-
dats qui ont tout donné à la France, 
ne doit jamais s’effacer.“

„Vor dem Gedächtnis dieser jungen 
Soldaten haben wir uns anläßlich 
der Feier zum hundertjährigen Ge-
denken von Verdun gestern ver-
neigt.
Wir haben den im Bois des Caures 
vor genau einhundert Jahren gefal-
lenen französischen Soldaten, deren 
Gebeine schon seit einem Jahrhun-
dert in dieser Erde der Meuse ruhen, 
Ehre erwiesen. Ein Land, fürs Leben 

geschaffen und durch den Krieg 
gemordet. Ein Land, das letztlich 
diesen jungen Menschen gleicht, 
die es zu Tausenden und Abertau-
senden birgt. Das Leben und seine 
Versprechungen hatte sie gerufen. 
Sie haben das letztmögliche Opfer 
gebracht, denn sie setzten die Lie-
be zu Frankreich und das Gefühl der 
Pflicht über alles.
Wir wissen wohl, wo unsere Pflicht 
liegt: das Gedächtnis an die Kämp-
fer an die kommenden Generationen 
weiterzugeben. Es weiterzugeben, 
es zu teilen. Das ist auch die Pflicht 
des Generalrates. Die menschlichen 
Gemeinschaften sind nicht nur ge-
schaffen, um zu handeln, sie sind 
auch geschaffen, um eine Geschich-
te und eine Erinnerung zu tragen.
Wohin man auch gehen und seinen 
Blick richten mag, von der Maas bis 
zum Rhein: unsere große Region ist 
in ihrem Fleisch und in ihrer Seele 
von den Schlachten und den Tragö-
dien des Großen Krieges gezeich-
net.
Die Erinnerung an diese Soldaten 
und das Beispiel der Soldaten, die 
Frankreich alles gegeben haben, 
darf nicht erlöschen.“

Auffällig ist, daß Richert, immerhin 
gebürtiger Elsässer und Präsident 
einer Region, zu der das Elsaß ge-
hört, kein Wort über die 50 000 Elsaß-
Lothringer verliert, die im Ersten Welt-
krieg in feldgrauer, deutscher Uniform 
kämpften und von denen wahrlich die 
Mehrheit nicht den heißen Wunsch 
hegte überzulaufen, sondern aus-
schließlich derer gedenkt, qui ont 
tout donné à la France. Er scheint die 
elsaß-lothringischen Soldaten, weil 
sie auf der falschen Seite standen, 
durch Mißachtung zu strafen. Auffällig 
ist auch, daß das Wort Europa, das 
man doch sonst so gern im Munde 
führt, nicht einziges Mal vorkommt. 
Auffällig ist ferner, daß Richert ein 
Totengedenken dazu benutzt, um die 
neue, im Elsaß ungeliebte Region 
Grand Est zu „verkaufen“. 
Im übrigen vergleiche man mit der 
Diktion, deren sich sehr viele deut-
sche „Offizielle“ des staatlichen, des 
politischen, des kirchlichen Lebens 
bei ähnlichen Anlässen zu bedienen 
pflegen. Man muß schon froh sein, 
wenn sie sich in Wortwahl und Gedan-
kengängen einigermaßen zurückhal-
ten und sich nicht in Beschimpfungen 
vergangener Generationen ergehen.

Der deutsche Soldatenfriedhof Azannes I bei Verdun: hier ruhen 817 Gefallene.
(Foto: Aimelaime; wikimedia.org)


